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2 Metallische und mineralische Rohstoffe

2.1 Problemstellung

99. Natürliche Ressourcen dienen als Lebensgrundlage
und sind Basis der Wirtschaft. Unter Ressourcen sind da-
bei sowohl Wasser, Boden und Luft als auch biotische
(z. B. Holz) und abiotische Rohstoffe (z. B. Metalle, Mi-
nerale, fossile Energieträger) zu verstehen. Aufgrund der
sehr unterschiedlichen Eigenschaften und Verwendungs-
zwecke verschiedener Ressourcen ist eine differenzierte
Betrachtung sinnvoll. Im vorliegenden Kapitel soll die
derzeitige Bewirtschaftung der abiotischen, nicht-fossilen
Rohstoffe (d. h. metallisch und mineralisch) kritisch ana-
lysiert werden. Bei der Bewirtschaftung dieser Rohstoffe
kann es zu schwerwiegenden Umweltfolgen kommen.
Verschärfend kommt hinzu, dass der Bedarf an Metallen
und mineralischen Rohstoffen national und international
rapide ansteigt (vgl. Tz. 104). Der Nachfrageboom sorgt
bei einigen Rohstoffen zumindest für vorübergehende
Knappheiten und Preissteigerungen. Dies macht ein Vor-
dringen in immer tiefer gelegene Erdschichten und die
Erschließung von Minen mit deutlich niedrigeren Erzkon-
zentrationen wirtschaftlich. Gleichzeitig steigt der Explo-
rationsdruck in ökologisch sensiblen Regionen. Ziel die-
ses Kapitels ist es, die ökologischen Folgen, die sich aus
diesen Entwicklungen ergeben, näher zu beleuchten und
geeignete Maßnahmen zu untersuchen, die einen umwelt-
verträglicheren Umgang mit abiotischen, nicht-fossilen
Rohstoffen ermöglichen.

100. Auf europäischer Ebene wird die Rohstofffrage
durchaus als drängend wahrgenommen: Die Leitinitiative
„Ressourcenschonendes Europa“ (Europäische Kommis-
sion 2011f), die Kommissionsmitteilung „Grundstoff-
märkte und Rohstoffe: Herausforderungen und Lösungsan-
sätze“ (Europäische Kommission 2011d), die europäische
Rohstoffinitiative (Europäische Kommission 2008b), der
„Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa“ (Euro-
päische Kommission 2011c) und der aktuelle Bericht des
Europäischen Parlamentes über eine erfolgreiche Roh-
stoffstrategie für Europa (Europäisches Parlament – Aus-
schuss für Industrie, Forschung und Energie 2011) belegen
dies. Das Ziel dieser Dokumente ist jedoch in erster Linie
die Versorgungssicherheit durch einen ungestörten Zugriff
auf Rohstoffe, während ökologische und soziale Konse-
quenzen der Rohstoffwirtschaft nur unzureichend berück-
sichtigt werden. Lediglich der Bericht des europäischen
Parlamentes greift Fragen der Verbrauchssenkung, des Re-
cyclings, der Instrumentierung sowie der Verantwortlich-
keiten für Umweltwirkungen in Förderländern auf. Auch
die Rohstoffstrategie der Bundesregierung verfolgt vor
allem das Ziel einer bedarfsgerechten Versorgung der In-
dustrie mit Rohstoffen und blendet ökologische Aspekte
weitestgehend aus (BMWi 2010). Das Deutsche Ressour-
ceneffizienzprogramm (ProgRess) unter Federführung des

Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (BMU) ergänzt die Strategie und greift dabei
nun auch die ökologische Dimension der Rohstoffpolitik
auf (BMU 2011a). Der Schwerpunkt des Programms liegt
auf Handlungsansätzen für einen effizienteren Umgang
mit Rohstoffen, der für eine umweltverträglichere Roh-
stoffwirtschaft wesentlich, jedoch allein nicht ausreichend
ist.

Dieses Kapitel wird belegen, dass insbesondere die Um-
weltdimension in der Gewinnungsphase (vgl. Kap. 2.2)
sowie die Potenziale einer besseren Verknüpfung der Roh-
stoff- und Abfallpolitik stärker berücksichtigt werden
müssen. Durch den Ausbau der Kreislaufführung von
Rohstoffen bestehen in einer Volkswirtschaft große Chan-
cen für die Sicherung der Versorgung (RNE 2011). Derzeit
werden die Vorgaben der Abfallrahmenrichtlinie 2008/98/
EG in deutsches Recht umgesetzt. Die Novellierung der
Richtlinie über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 2002/
96/EG (engl. Waste Electrical and Electronic Equipment
Directive – WEEE-Richtlinie) wird aber sehr kontrovers
diskutiert (Europäische Kommission – Generaldirektion
Umwelt 2012). Außerdem stehen derzeit die niedrigen Re-
cyclingraten vieler Rohstoffe (MOSS et al. 2011) im Fo-
kus (UNEP 2011).

101. Eine umweltverträgliche Ausgestaltung der deut-
schen Rohstoffpolitik stellt insbesondere deshalb eine
Herausforderung dar, weil Deutschland einen großen Teil
der in der Wirtschaft genutzten Rohstoffe importiert.
Während mineralische Rohstoffe wie Sand und Kies
weitgehend in Deutschland gefördert und verarbeitet wer-
den (BGR 2010), muss nahezu die gesamte Menge an
metallischen Rohstoffen aus dem Ausland eingeführt
werden. So können die mit dem nationalen Abbau von
mineralischen Rohstoffen verbundenen Umweltwirkun-
gen direkt überwacht und reguliert werden, die durch me-
tallische Rohstoffe verursachten Umweltfolgen dagegen
liegen weitgehend außerhalb des direkten Einflussbe-
reichs Deutschlands. In vielen Förderländern liegen die
Sozial- und Umweltstandards deutlich unter den in
Deutschland geltenden Anforderungen. Die Problematik
angemessener Arbeits- und Sozialbedingungen kann in
diesem Gutachten nicht ausgeführt werden, sollte von der
Bundesregierung aber mit gleicher Intensität wie eine Mi-
nimierung der Umweltwirkungen vorangetrieben werden.

102. Eine Richtungsänderung der Rohstoffpolitik, die
zur Reduzierung der Umweltauswirkungen der Rohstoff-
wirtschaft führt, hat zahlreiche ökologische Vorteile: Sie
reduziert die Belastungen für die biologische Vielfalt, die
toxischen Folgen für Mensch und Umwelt sowie den Ver-
brauch von Energie und Wasser. Gleichzeitig ist eine um-
weltverträgliche Rohstoffwirtschaft mit ökonomischen
Chancen verbunden. Rohstoffeffizienz reduziert den Be-
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darf an endlichen und teurer werdenden Rohstoffen und
sie verringert die Abhängigkeit von Importen aus unsi-
cheren Versorgungsquellen. Die Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Industrie wird sich dabei nicht nur durch
eine rohstoffeffizientere Produktion und die damit ver-
bundenen Kosteneinsparungen erhöhen, sondern auch zu
weltweiten Absatzmöglichkeiten durch den Export zu-
kunftsfähiger Technologien führen. Eine Stärkung der
Kreislaufwirtschaft kann zudem neue Arbeitsplätze in
Deutschland schaffen. 

2.2 Umweltauswirkungen der 
Rohstoffwirtschaft

103. Im Folgenden werden unter dem Begriff der Roh-
stoffwirtschaft alle Stufen der Wertschöpfungskette zu-
sammengefasst (s. Abb. 2-1). Die Rohstoffgewinnung
umfasst den Abbau und die Aufbereitung (Extraktion).
Unter der Rohstoffverarbeitung werden die Grundstoff-
und Güterproduktion verstanden, die Rohstoffnutzung
umschreibt die Konsum- und Entsorgungsphase. Der
Rohstoffverbrauch ist die messbare Menge an Rohstof-
fen, die in der volkswirtschaftlichen Produktion verwen-
det wird.

Die zunehmende Entnahme und Nutzung von Rohstoffen
führt über die gesamte Wertschöpfungskette zu Umwelt-
belastungen (Abb. 2-1). Die schwerwiegendsten Belastun-
gen fallen in die ersten drei Stufen der Wertschöpfungs-
kette. Bei der Rohstoffgewinnung findet ein Flächen- und
Naturverbrauch statt. Gleichzeitig kommt es zum Austrag

der geförderten Rohstoffe selbst (z. B. Bleistäube), von
(z. B. radioaktiven) Begleitstoffen bzw. von zum Abbau
eingesetzten Hilfsstoffen (z. B. Cyanid und Quecksilber
bei der Gewinnung von Gold). Die Grundstoff- und Güter-
produktion erfordert häufig einen hohen Energie- und
Wassereinsatz und führt zu Emissionen von Schadstoffen,
die Mensch und Natur belasten. Schließlich werden aus
den Stoffströmen Abfallmengen, die einerseits unvollstän-
dig recycelt werden, andererseits die Umwelt bei unsach-
gemäßer Beseitigung schädigen können (SANDER und
SCHILLING 2011).

Die Folgen der Rohstoffnutzung sind zunächst lokal und
regional begrenzt – mit Ausnahme der Treibhausgasemis-
sionen (THG-Emissionen), die aus dem hohen Energiever-
brauch bei der Gewinnung und Verarbeitung resultieren.
Entwicklungs- und Schwellenländer mit unzureichenden
Umweltstandards sind von den negativen Auswirkungen
in Folge der Rohstoffentnahme besonders betroffen. Auch
in Deutschland ist der Abbau von Rohstoffen wie Kies und
Sand nicht ohne negative Folgen für die Umwelt (MESS-
NER und SCHOLZ 2000). Aufgrund der Kumulation der
negativen lokalen Belastungen ist in Folge der globalen
Rohstoffentnahme von einem ubiquitären Problem zu
sprechen, das zwar zunächst nur lokal zu Belastungen
führt, in der Summe aber ein Problem von globalem Aus-
maß darstellt. 

104. Das Bewusstsein für die Auswirkungen des Roh-
stoffabbaus ist aufgrund einer fehlenden zentralen Doku-
mentation (von Menge, Herkunft, Gewinnungsverfahren
usw.) wenig ausgeprägt. Die Umweltauswirkungen in
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Entwicklungs- und Schwellenländern sind nicht systema-
tisch quantifizierbar, während die Risiken im europäi-
schen Umfeld aufgrund bestehender Regulierungen als
beherrschbar gelten können. Unstreitig ist jedoch, dass
die Belastungen mit einer steigenden Nachfrage weiter
anwachsen. Seit Anfang der 1990er-Jahre hat sich die
weltweite Entnahme von mineralischen und metallischen
Rohstoffen auf 35 Mrd. t verdoppelt (Abb. 2-2). Für das
mit entnommene, nicht verwertete Material (taubes Ge-
stein u. ä.) können etwa 40 % hinzugerechnet werden
(SERI 2009).

Wenn sich der gegenwärtige Trend fortsetzt, ist bis 2030
mit einer weltweiten Entnahme und Nutzung von minera-
lischen und metallischen Rohstoffen von circa 50 Mrd. t
zu rechnen (SERI 2009). Treiber dieses Wachstums ist
insbesondere die steigende Nachfrage in aufstrebenden
Schwellenländern wie China, Indien oder Brasilien. 

Bei einer Erschließung von Vorkommen mit immer nied-
rigeren Konzentrationen (Abb. 2-3) verschärfen sich die
Umweltauswirkungen aufgrund des höheren Energieauf-
wands der Förderung, der aufwendigeren Aufbereitung
der Rohstoffe sowie der steigenden Abraummengen.

Eine weltweit steigende Rohstoffnachfrage erhöht den
Druck auf Regionen, die sehr sensibel auf anthropogene

Einflüsse reagieren (wie z. B. die Arktis), und lokal auf
Schutzgebiete und deren unmittelbare Umgebung. 

Im Folgenden werden qualitativ die negativen Umwelt-
auswirkungen der Rohstoffwirtschaft auf die biologische
Vielfalt, die toxischen Folgen für Mensch und Natur so-
wie der Energieverbrauch der Rohstoffwirtschaft darge-
stellt. Die Auswirkungen der Rohstoffgewinnung in mari-
nen und bislang noch weitgehend unerforschten Gebieten
wie der Tiefsee können in diesem Rahmen nicht betrach-
tet werden.

2.2.1 Auswirkungen auf die biologische Vielfalt

105. Der Abbau von Rohstoffen stellt immer einen Ein-
griff in das jeweilige Ökosystem mit Auswirkungen auf
die lokale Biodiversität dar. Er führt nicht nur zur Ent-
nahme wertvoller Rohstoffe, sondern setzt außerdem
große Massen weiterer, ungenutzter Stoffe in Bewegung,
die auch abgebaut werden müssen, um an die gewünsch-
ten Stoffe zu gelangen. So fallen beispielsweise in Ka-
nada zur Herstellung von 1 t Kupfer 99 t Abraum an, die
ebenfalls extrahiert werden (SDWF 2011). Der mit dem
Abbau verbundene Flächenverbrauch kann zu deutlichen
Veränderungen der betroffenen Ökosysteme und zu ei-
nem Verlust der lokalen biologischen Vielfalt führen. Ne-
ben der Zerstörung von Lebensräumen können Belastun-

A b b i l d u n g  2-2

Weltweite Entnahme von mineralischen und metallischen Rohstoffen 1900 bis 2009

SRU/UG 2012/Abb. 2-2; Datenquelle: KRAUSMANN et al. 2009
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gen durch Emissionen wie Lärm, Staub und Schadstoffe,
aber auch drastische Veränderungen des Wasserhaushalts
und des Landschaftsbildes entstehen. Die Erheblichkeit
der Auswirkungen hängt neben der Art und dem Umfang
des Eingriffs von seiner Dauer, seiner Intensität und dem
Zeitpunkt, zu dem er stattfindet, ab. Entscheidend sind
weiterhin die Widerstandsfähigkeit (Resilienz) des jewei-
ligen Ökosystems sowie seine Naturnähe (Europäische
Kommission 2011b). Je nach Art des Eingriffs ist der Ein-
fluss nicht nur auf die eigentliche Abbaufläche be-
schränkt, sondern umfasst auch die für den Abbau benö-
tigte Infrastruktur wie Straßen oder Lagerflächen und
angrenzende Gebiete zum Beispiel durch Emissionen
oder Grundwasserabsenkung.

106. Mit steigenden Rohstoffpreisen wird die Erschlie-
ßung neuer Abbaugebiete lukrativer. Eine satellitenge-
stützte Studie konnte beispielsweise zeigen, dass die
Abholzung des peruanischen Regenwaldes – einem welt-
weiten „Biodiversitäts-Hotspot“ – parallel zum steigenden
Goldpreis zunimmt. Zwischen 2003 und 2009 vervielfach-
ten sich sowohl der Goldpreis als auch die jährlich abge-
holzte Fläche. Gleichzeitig stiegen die Importe von
Quecksilber, das im Kleinbergbau zur Goldgewinnung
verwendet und dabei zu großen Teilen freigesetzt wird
(SWENSON et al. 2011).

In Deutschland werden vor allem mineralische Baustoffe
(Sande, Kiese, Steine) und fossile Energieträger (Kohle,

Erdgas) gefördert. Dabei gelten bereits hohe Umweltstan-
dards sowohl beim Abbau als auch für die Folgenutzung.
Diese Abbauflächen können als Rohbodenstandorte von
Bedeutung für seltene Pionierarten sein (NABU 2004).
Dennoch kann es auch hier zu Auswirkungen durch die
Zerstörung von (natürlichen) Ökosystemen, Belastungen
durch Emissionen wie Lärm und Staub, aber auch durch
Veränderungen des Wasserhaushalts und des Land-
schaftsbildes kommen. Beträchtliche Auswirkungen auf
den Wasserhaushalt hat der Nassabbau von Kies, bei dem
nach dem Abtragen der Deckschichten das Grundwasser
freigelegt wird und es leicht zu Einträgen von Schadstof-
fen und zur Verschlechterung der Grundwasserqualität
kommen kann (MESSNER und SCHOLZ 2000). Ökono-
misch abbauwürdige Kiesvorkommen liegen oft in den
Auen großer Fließgewässer, die durch den sinkenden
Grundwasserstand infolge des Kiesabbaus austrocknen
und dadurch zerstört werden können. 90 % dieser natur-
schutzfachlich wertvollen Lebensräume sind aufgrund
intensiver Nutzungen bereits deutlich bis sehr stark ver-
ändert (BMU und BfN 2009). Wird Kies im Trockenver-
fahren abgebaut, kann der Tagebau nach dem Abbauende
wiederverfüllt oder – wie in den meisten Fällen in
Deutschland – geflutet werden. Dadurch entstehen zwar
Sekundärhabitate, die aber aufgrund ihrer Attraktivität
häufig als Naherholungsgebiete (Baggersee) genutzt wer-
den. Der dadurch entstehende Besucherdruck schränkt
die Bedeutung für den Naturschutz ein (NABU 2004).

A b b i l d u n g  2-3 

Erzgehalte in Nickel- und Kupferminen 1885 bis 2010

Quelle: FISCHER-KOWALSKI et al. 2011, S. 24
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Durch umsichtige Auswahl der Abbaugebiete und eine
spätere Renaturierung bzw. Rekultivierung können die
Umweltbelastungen vermindert und Lebensräume gesi-
chert oder gezielt als naturschutzfachlich wertvolle Se-
kundärhabitate entwickelt werden (NABU 2004). Ein
Eingriff in den Naturhaushalt ökologisch höchst sensibler
Gebiete wie zum Beispiel dem Regenwald und Gebieten
mit hohem Schutzstatus oder in noch weitgehend uner-
forschten Gebieten wie der Tiefsee (van DOVER 2011)
kann jedoch zu irreversiblen Belastungen und unverhält-
nismäßig großen Schäden führen.

2.2.2 Toxische Wirkungen für Mensch 
und Umwelt

107. Die akuten toxischen Wirkungen der Rohstoffwirt-
schaft rücken vor allem durch spektakuläre Ereignisse wie
Dammbrüche in Absetzanlagen von metallurgischen
Schlämmen (Baia-Mare/Rumänien, Aznalcóllar/Spanien)
ins öffentliche Bewusstsein. Die schleichenden Folgen da-
gegen werden kaum wahrgenommen, da sie häufig zeitlich
verzögert auftreten, kaum dokumentiert werden und sich
vor allem nicht eindeutig einer einzelnen Ursache zuord-
nen lassen. Sie können jedoch ebenfalls schwerwiegende
Schäden an Mensch und Natur verursachen.

Arbeits- und Umwelttoxizität

108. Der Bergbau und die Aufbereitung von Erzen ge-
hören weltweit zu den größten Einzelquellen von Um-
weltgiften (HARRIS et al. 2011). Gesundheitsschäden in-
folge der Rohstoffgewinnung entstehen zunächst für die
Bergleute, die aufgrund unzureichender Sicherheitsstan-
dards häufig an Krankheiten wie Staublunge, Asthma
oder schleichenden Vergiftungen leiden bzw. Unfallge-
fahren ausgesetzt sind (SERI 2009). Auch bei der Verar-
beitung von Rohstoffen und der Entsorgung von Reststof-
fen kann es zu Schadstoffemissionen und -immissionen
kommen, insbesondere wenn veraltete Technologien be-
nutzt werden. Im Klein- und Kleinstbergbau werden zum
Beispiel in der Goldgewinnung Verfahren angewendet,
die zu erheblichen Quecksilberemissionen führen. Nach
Schätzungen werden etwa ein Drittel (etwa 1 000 t/a) der
weltweiten Quecksilberemissionen bei der Gewinnung
von Gold im Klein- und Kleinstbergbau verursacht, der
15 % der jährlichen weltweiten Goldproduktion ausmacht
(TELMER und VEIGA 2009; Artisanal Gold Council
2011). Die Umweltfolgen der Quecksilberemissionen
sind die biogene Bildung des viel toxischeren organi-
schen Quecksilbers, das weiträumig und über Jahrzehnte
die Gewässer und die Fische kontaminiert und damit die
menschliche Gesundheit gefährdet. Seltene Erden sind
häufig mit radioaktivem Thorium vergesellschaftet, das
gemeinsam mit weiteren toxischen Abfallprodukten in
kilometerlangen Auffangbecken lagert. In Australien
(Mount Weld) liegt das weltweit größte Vorkommen sel-
tener Erden außerhalb Chinas. Die dort abgebauten Erze
werden nach Malaysia transportiert (SCHÜLER et al.
2011), wo auch die radioaktiv belasteten Abfälle aus der
Aufbereitung abgelagert werden.

Betroffen von den negativen Auswirkungen sind nicht
nur die Arbeiter, sondern auch die Anwohner. Hier beste-
hen starke Belastungen durch Grundwasser- und Luftver-
schmutzung. So enthält der Staub, der beim Abbau und
Transport entsteht, häufig hohe Dosen Arsen, Blei, andere
Schwermetalle oder auch Radionuklide. 

Die Arbeits- und Umwelttoxizität der Rohstoffgewinnung
und -verarbeitung ist international ein unzureichend be-
handeltes Problem. Da die Gesundheitsgefahren der Roh-
stoffförderung meist weit weg von den Verbrauchern in
den Industrienationen liegen, fehlt diesen häufig ein Be-
wusstsein dafür. Das Blacksmith Institute veröffentlicht
gemeinsam mit Green Cross jedes Jahr ein Gutachten
über die am stärksten verschmutzten Orte der Welt, die
schlimmsten Verursacher von Schadstoffemissionen oder
die gefährlichsten Schadstoffe (GRANT et al. 2006;
BLOCK et al. 2007; ERICSON et al. 2008; BLOCK und
HANRAHAN 2009; McCARTOR und BECKER 2010).
Ein Großteil dieser Belastungen steht in direktem oder in-
direktem Zusammenhang mit der Rohstoffgewinnung
und -verarbeitung. Nach den Untersuchungen sind mehr
als hundert Millionen Menschen Schadstoffbelastungen
ausgesetzt, die über den international empfohlenen Ge-
sundheitsstandards liegen. Damit sind im internationalen
Vergleich durch Rohstoffnutzung etwa so viele Menschen
gesundheitlich betroffen wie von Krankheiten wie Tuber-
kulose, Malaria und HIV/AIDS. Die Folgen sind physi-
sche und mentale Behinderungen, Atemwegserkrankun-
gen, Fehl- und Frühgeburten, verminderte Intelligenz,
Organfehlfunktionen, neurologische Fehlsteuerungen,
Krebserkrankungen und verringerte Lebenserwartungen
(McCARTOR und BECKER 2010). 

Ökotoxizität

109. Eine langfristige und weiträumige Gefährdung der
Natur stellt die Kontaminierung des Grund- und Ober-
flächenwassers, der Luft und des Bodens mit toxischen
Stoffen dar. Das Abwasser aus Grubenraum oder Abraum-
halden kann äußerst säurehaltig sein und hohe Konzentra-
tionen gelöster Schwermetalle enthalten. Vier Hauptfor-
men der Belastung von Wasser durch den Bergbau können
unterschieden werden (SDWF 2011): sogenannte „Acid
Mine Drainage“ (saure, schwermetallhaltige Grubenwäs-
ser), Kontamination mit Schwermetallen (z. B. Arsen, Ko-
balt, Kupfer, Kadmium, Blei, Silber, Zink), chemische
Verschmutzung (z. B. mit Cyanid, Schwefelsäure), Ero-
sion des nicht bewachsenen Bodens und anschließende Se-
dimentation. Das Trinkwasser kann so durch Schadstoffe
belastet und auch für die Bewässerung landwirtschaftli-
cher Böden unbrauchbar werden.

Die Hauptverschmutzung der Luft entsteht durch Staub-
belastung während des Abbaus und des Transports von
Rohstoffen (AEA Energy & Environment 2008). Die
Aufbereitung ist meist mit dem Einsatz fossiler Energie-
träger verbunden, sodass es auch zu NOx und SO2-Emis-
sionen kommt. Stoffeinträge über Luft und Wasser in
Böden können auch in größerer Entfernung zu den eigent-
lichen Abbauflächen stattfinden. Beispielsweise sind in
China 10 % der landwirtschaftlichen Fläche mit Schwer-
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metallen belastet. Dabei spielt insbesondere die Belas-
tung mit Blei eine große Rolle, aber auch die Grenzwerte
für Cadmium und Zink werden auf vielen Flächen über-
schritten (BUCKLEY 2011).

2.2.3 Wirkungen auf Grund- und 
Oberflächenwasser

110. Bei der Gewinnung von Rohstoffen unter Tage ist
die Absenkung des Grundwassers häufig zwingend not-
wendig, wodurch – abhängig von den jeweiligen hydrolo-
gischen und klimatischen Bedingungen – der Haushalt
sowohl des Oberflächen- als auch des Grundwassers be-
einflusst werden. Veränderungen des Grundwassers kön-
nen sich auch in weiter Entfernung von den Minen aus-
wirken (SDWF 2011). Bei der weiteren Aufbereitung und
Verarbeitung der Rohstoffe wird Wasser für Trenn- und
Waschverfahren sowie zur Kühlung (direkte Nutzung)
und indirekt bei der Stromerzeugung in Anspruch genom-
men (NORGATE 2010). Der Wasserverbrauch steigt ana-
log zum Energieverbrauch (s. Abschn. 2.2.4) mit abneh-
mendem Erzgehalt. 

In Chile werden beispielsweise jährlich 57 Mio. m³ Was-
ser für die Kupferaufbereitung verwendet (GLOKAL
Change 2011), was insbesondere in einer extrem trocke-
nen Zone wie der Atacama-Wüste, in der Chiles größte
Kupfermine liegt, zwangsläufig zu einer Veränderung des
Wasserhaushaltes führt. Problematisch ist dabei einerseits
die Kontamination des Wassers, andererseits der Wasser-
verlust durch Verdunstung bei der Schlammlagerung. Der
Wasserbedarf zur Aufbereitung von Erzen bei der Kup-
fergewinnung beträgt circa 4 bis 10 m3/t Roherz (WECO-
BIS 2011b) (Weltproduktion 2010: 16,2 Mio. t (USGS
2011)). Bei der Herstellung von 1 t Aluminium (Weltpro-
duktion 2010: 41 Mio. t (USGS 2011)) fallen sogar bis zu
57 m3 Abwasser an (WECOBIS 2011a).

Auch die Gewinnung von Lithium, das als Batteriegrund-
stoff eine relevante Rolle für den Ausbau der Elektromo-
bilität spielt, kann zu erheblichen Umweltbeeinträchti-
gungen führen. Bolivien verfügt über die weltweit
größten Vorräte – 6 bis 9 Mio. t auf 10.000 km2 Salzton-
ebene in 3.600 m Höhe –, deren Erschließung derzeit vor-
bereitet wird (HONOLD 2010). Für eine Gewinnung
wird lithiumhaltige Lauge, die unterhalb der Ebene liegt,
an die Oberfläche gepumpt und durch Verdunstung kon-
zentriert. Die Hochebene ist jedoch gleichzeitig das wich-
tigste Wassereinzugsgebiet der Region, von dem die
Landwirtschaft abhängt. Schon heute herrscht dort Was-
sermangel, die Wasserreserven gelten als nicht erneuer-
bar, da die Grundwasserneubildung lange Zeiträume be-
nötigt. Auswirkungen einer Lithiumgewinnung wären
neben der Zerstörung von Ökosystemen der hohe Wasser-
verbrauch, Abwässer und Luftverunreinigungen (z. B. Li-
thiumcarbonat) (Global 2000 und SERI 2011; FEIL und
RÜTTINGER 2010).

2.2.4 Auswirkungen auf den Energieverbrauch

111. Die Gewinnung und Weiterverarbeitung von Roh-
stoffen sind sehr energieaufwendige Prozesse. Allein der

Bergbau ist für ungefähr 7 % des weltweiten Energiever-
brauchs verantwortlich (MACLEAN et al. 2010). Für die
Bereitstellung dieser Energie werden meist fossile Ener-
gieträger genutzt. Bei abnehmenden Erzkonzentrationen
in den Minen ist zukünftig, insbesondere aufgrund der
größeren Mengen zu entsorgender Reststoffe und der
Notwendigkeit immer tieferer Bohrungen, mit einem wei-
teren Anstieg des Energieverbrauchs zu rechnen (NOR-
GATE 2010). Diese Entwicklung ist zum Beispiel bei
Gold schon heute deutlich zu erkennen (FISCHER-KO-
WALSKI et al. 2011). MACLEAN et al. (2010) kommen
daher in Modellszenarien zu dem Schluss, dass vor allem
der Energieverbrauch – neben lokaler Wasserknappheit
und Flächenverbrauch – zu einem einschränkenden Fak-
tor der Metallproduktion zu werden droht.

Abbildung 2-4 zeigt den Energiebedarf für die Gewin-
nung und Aufbereitung einzelner Rohstoffe in Verbin-
dung mit den weltweit geförderten Mengen. Die Aufbe-
reitung von Massenmetallen wie zum Beispiel Kupfer
oder Stahl hat einen vergleichsweise geringen Energiebe-
darf, diese werden aber in viel größeren Mengen geför-
dert bzw. produziert. Der absolute Energieaufwand ist da-
her deutlich höher. 

Steigende Energiepreise machen das Recycling der Mas-
senmetalle schon heute attraktiv (s. Tz. 120 ff.). Stahl,
Kupfer und Aluminium stehen in lohnenden Mengen,
ausreichender Qualität und mit den vorhandenen Techni-
ken rückgewinnbar zur Verfügung (WVM 2011). Der
Energieaufwand für die Herstellung von Sekundärmetal-
len beträgt für Aluminium beispielsweise nur 5 % und für
Kupfer 29 % der Primärproduktion (FRISCHENSCHLA-
GER et al. 2010). 

112. Energierelevant ist bei den mineralischen Rohstof-
fen trotz der hohen Fördermengen weniger die Phase der
Gewinnung. Die dabei entstehenden THG-Emissionen
sind beispielsweise bei Sand oder Kies wesentlich gerin-
ger als bei der Metallproduktion. Von großer Bedeutung
ist dagegen der hohe Energiebedarf bei der Herstellung
von Zement aus mineralischen Rohstoffen, der mit den
weltweit stark wachsenden Bedürfnissen nach Wohnraum
und Infrastruktur ansteigt (HORVATH 2004).

Die Substitution fossiler durch regenerative Energieträger
kann die THG-Emissionen reduzieren. In verschiedenen
Potenzialanalysen wurde eine mögliche globale Versor-
gung bis 2050 durch regenerative Energien von 80 bis na-
hezu 100 % errechnet (WWF 2011; IPCC 2011). Eine
große Herausforderung wird darin bestehen, erneuerbare
Energien dort zur Verfügung zu stellen, wo sie zur Roh-
stoffentnahme und -verarbeitung gebraucht werden, also
vor allem in Schwellen- und Entwicklungsländern. Die
Nutzung erneuerbarer Energiequellen kann allerdings
auch – wegen der damit verbundenen Technologien – zu
einer steigenden Nachfrage nach bestimmten Rohstoffen
beitragen (MOSS et al. 2011).

2.2.5 Zwischenfazit 

113. Der Abbau von Rohstoffen bedingt immer einen
Eingriff in den Naturhaushalt. Er kann zu einer Ver-
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schlechterung oder einem Verlust von Ökosystemen, Be-
einträchtigungen des Wasserhaushalts sowie zu Schad-
stoff- und THG-Emissionen führen. Die Stärke der
Auswirkungen ist dabei abhängig von den jeweiligen lo-
kalen Rahmenbedingungen, wie beispielsweise der Natur-
nähe des Ökosystems. Von entscheidender Bedeutung sind
der Ort der Förderung, die Fördermenge, die Konzentra-
tion der geförderten Rohstoffe, die (toxischen) Begleit-
stoffe und die eingesetzte Fördertechnik. Die Umweltaus-
wirkungen unterscheiden sich weiterhin je nach Art des
abgebauten Rohstoffs. Die Auswirkungen der Gewinnung
von Massenmetallen hängen sowohl mit den erheblichen
Mengen als auch mit dem großen Energiebedarf für Ab-
bau, Extraktion und Weiterverarbeitung zusammen. Die
Gewinnung von Technologierohstoffen verursacht insbe-
sondere toxische Folgen für Mensch und Umwelt. Der Ab-
bau von Baumineralien ist aufgrund der großen Förder-
mengen durch einen hohen Flächenverbrauch und damit
einhergehenden Veränderungen und Verlusten von Öko-
systemen gekennzeichnet.

Die ökologischen Auswirkungen der Rohstoffwirtschaft
lassen sich aufgrund fehlender Daten und Bewertungs-
grundlagen nicht systematisch quantifizieren. Die qualita-
tiven Untersuchungen belegen aber, dass die Wirkungen
der Rohstoffwirtschaft groß sind und aufgrund der steigen-
den globalen Nachfrage sowie der Erschöpfung leicht zu-

gänglicher Rohstoffvorkommen in Zukunft weiter steigen
werden. Besondere Gefahr besteht wegen des wachsenden
Explorationsdrucks für ökologisch sensible Gebiete, in de-
nen auf einen Abbau gänzlich verzichtet werden sollte.

2.3 Ziele und Handlungsansätze einer um-
weltverträglichen Rohstoffwirtschaft

2.3.1 Plädoyer für ein zweifaches 
Entkopplungskonzept

114. Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) definierte 2001 Entkopp-
lung als Bruch zwischen negativer Umweltbelastung (en-
vironmental bads) und wirtschaftlicher Produktion
(economic goods) (OECD 2001). Die EU verwendet das
Konzept ebenfalls prominent, wie zum Beispiel in der Mit-
teilung der europäischen Kommission vom 21. Dezember
2005 „Thematische Strategie für eine nachhaltige Nutzung
natürlicher Ressourcen“. Demnach sollen natürliche Res-
sourcen (Rohstoffe, Luft, Wasser, Boden, der physische
Raum, Windenergie, geothermische Energie, Gezeiten-,
Sonnenenergie) durch eine Reduzierung der negativen
Umweltauswirkungen bei gleichzeitigem Wirtschafts-
wachstum nachhaltig genutzt werden. Das International
Resource Panel (IRP), das beim Umweltprogramm der
Vereinten Nationen (UNEP) angesiedelt ist, unterscheidet
zwischen Entkopplung des Ressourcenverbrauchs („Re-
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Produktion 2010 weltweit und Energiebedarf für die Gewinnung ausgewählter Primärmetalle
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source decoupling“) und Entkopplung der Auswirkungen
(„impact decoupling“) (FISCHER-KOWALSKI et al.
2011, S. 5). Eine Entkopplung des Ressourcenverbrauchs
ist vor allem durch Produktivitätsfortschritte zu erzielen,
wodurch je produzierter Wirtschaftseinheit eine geringere
Menge Ressourcen benötigt werden. Eine Entkopplung
der Auswirkungen erfordert laut dem IRP eine Verringe-
rung der Umweltauswirkungen bei wachsender Wert-
schöpfung im ökonomischen Sinne. 

In Anlehnung an diese Studien wird der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU) im Folgenden den Entkopp-
lungsbegriff auf abiotische, nicht energetische Rohstoffe
anwenden. Eine umweltverträgliche Rohstoffpolitik sollte
aus Sicht des SRU zum einen auf einer Entkopplung des
Rohstoffverbrauchs und zum anderen auf der Entkopplung
der Umweltauswirkungen aufbauen (vgl. Abb. 2-5). Beide
Ziele sollten parallel verfolgt werden. Anders als der IRP
definiert der SRU die Entkopplung der Umweltauswirkun-
gen als Bruch zwischen den Umweltauswirkungen und
dem gesamten Rohstoffverbrauch und nicht zwischen den
Umweltauswirkungen und der Wirtschaftsleistung. Dies
hat den Vorteil, dass die zwei Entkopplungsziele kumula-
tiv betrachtet und die Wechselwirkungen besser in Bezug
gebracht werden. So können zum Beispiel Erfolge in ei-
nem der beiden Entkopplungsziele die Erreichung des
anderen erleichtern oder erschweren: Ein geringerer Mate-

rialbedarf reduziert die Notwendigkeit, auch sehr umwelt-
sensible Vorräte zu erschließen. Strenge Umweltauflagen
verteuern die Rohstoffe und reizen dadurch Effizienz-
potenziale an. Gleichzeitig kann aber beispielsweise die
Entwicklung kleinerer Geräte den Einsatz seltener Roh-
stoffe notwendig machen, deren vermehrte Nutzung unter
Umständen die Erschließung neuer Minen erforderlich
macht, was mit zusätzlichen Umweltschäden verbunden
sein kann. Im Gegensatz zu den Massenmetallen werden
diese Rohstoffe aufgrund ihres geringen Anteils in Pro-
dukten meist nicht zurückgewonnen und gehen damit ver-
loren. Insgesamt muss eine Effizienzsteigerung also nicht
zwangsläufig in positiven Umwelteffekten resultieren. 

Darüber hinaus gibt der Begriff der Wohlfahrt ein umfas-
senderes Bild von Lebensqualität wieder als das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) (vgl. Kap. 1). Wohlfahrt ist zunächst
als theoretisches Konzept zu verstehen, das eine Mess-
größe für den gesamtwirtschaftlichen Nutzen beschreibt
und damit über eine eindimensionale Fokussierung auf
die reine Produktionsquantität einer Volkswirtschaft hi-
nausgeht. Bei der Datenerhebung muss derzeit noch auf
das BIP zurückgegriffen werden. Die Messbarkeit von
Wohlfahrt sollte daher weiterentwickelt werden.

Unterschieden werden muss zwischen relativer und abso-
luter Entkopplung. Relative Entkopplung bedeutet, dass
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die Wachstumsrate des Rohstoffverbrauchs kleiner ist als
das Wohlfahrtswachstum (erster Entkopplungsschritt),
bzw. dass die Umweltauswirkungen je genutzter Tonne
Rohstoffe geringer werden (zweiter Entkopplungsschritt).
Absolute Entkopplung erfordert hingegen, dass sich der
Rohstoffverbrauch unabhängig vom Wohlfahrtswachstum
reduziert und die Umweltfolgen des Rohstoffverbrauchs
in ihrem Gesamtausmaß zurückgehen. Während relative
Entkopplung in Industrienationen nicht ungewöhnlich ist,
ist eine absolute Reduzierung des Rohstoffverbrauchs äu-
ßerst selten (FISCHER-KOWALSKI et al. 2011).

Die Entkopplung der Umweltauswirkungen wurde in der
Politik bisher vernachlässigt, bedarf aber einer gleichwer-
tigen Aufmerksamkeit. Eine Quantifizierung der Um-
weltfolgen erweist sich allerdings als äußerst komplex, da
biophysische Grenzwerte der Belastung nicht verallge-
meinerbar sind und die Umweltwirkungen zudem über
die Zeit und über Staatsgrenzen hinweg erfasst werden
müssen. Umso wichtiger erscheint die Weiterentwicklung
geeigneter Indikatoren (vgl. Abschn. 2.3.5).

115. Die größten Potenziale zur Reduzierung der Um-
weltauswirkungen der Rohstoffwirtschaft liegen in den
ersten Stufen der Wertschöpfungskette. Die größten bis-
lang noch unerschlossenen Potenziale zur Effizienzstei-
gerung hingegen liegen bei der Güternutzung und der Ab-
fallwirtschaft (Abb. 2-6).

Von entscheidender Bedeutung ist, dass Verbesserungen
der Rohstoffeffizienz an einer Stelle nicht zu einer Erhö-
hung der Umweltauswirkungen auf einer anderen Stufe
der Wertschöpfungskette führen sollten. Gerade bei der
Miniaturisierung muss berücksichtigt werden, dass Er-
folge in der Materialeffizienz auf Kosten der Recycling-
fähigkeit der genutzten Rohstoffe gehen können.

2.3.2 Entkopplung von Rohstoffverbrauch 
und Wohlfahrt

116. Eine Entkopplung des Rohstoffverbrauchs bedeu-
tet, dass der Rohstoffverbrauch und die Wohlfahrt im
Trend auseinandergehen. Während die Wohlfahrt weiter
wächst, soll der Rohstoffverbrauch langfristig sinken. Da-

für ist je Material-Input ein größerer volkswirtschaftlicher
Nutzen zu erwirtschaften. 

Global ist eine Entkopplung nur durch gemeinsames Han-
deln zu erreichen (vgl. Abschn. 2.4.4), denn es besteht die
Gefahr, dass ein Nachfragerückgang eines Landes durch
Nachfragesteigerungen anderer kompensiert wird. Es ist
vor allem die Kooperation der Industrienationen gefragt,
deren Rohstoffverbrauch um ein Vielfaches über dem der
Schwellen- und Entwicklungsländern liegt (SERI 2009).
Wenn es ihnen gelingt, die Möglichkeiten einer rohstoff-
effizienten und gleichzeitig wohlhabenden Gesellschaft
vorzuleben, kann dies auch auf die Entwicklungspfade
heute noch ärmerer Länder wirken. 

Güterproduktion

117. Materialeffizienz kann zunächst vor allem durch
eine Optimierung der Konstruktion, des Designs bzw. von
Produktionsprozessen (Reduzierung des Verschnitts, in-
nerbetriebliches Recycling) gesteigert werden. Radikale
Verbesserungen sind durch Innovationen zu erwarten, die
zu einem neuen Design von Produkten und Verfahren füh-
ren und Funktionalitäten von Produkten auf rohstoffärme-
rem Weg bereitstellen. Ein Beispiel hierfür ist die Kombi-
nation der Funktionen „Drucken“, „Kopieren“, „Scannen“
und „Faxen“ in einem einzigen Gerät. 

Rohstoffe können auch eingespart werden, indem ein Pro-
dukt durch ein weniger rohstoffintensives (z. B. CDs statt
Schallplatten, Digital- statt Analogfotografie) ersetzt wird.
Hierdurch kann der Bedarf an Rohstoffen gesenkt werden,
ohne dass dadurch Einschränkungen für den Konsumenten
entstehen. Die Miniaturisierung von Produkten kann aller-
dings auch zur Folge haben, dass bestimmte Produkte bzw.
Produktteile aufgrund ihrer Komplexität und der geringen
Mengen nicht mehr recycelt werden können. Dies ist vor
allem ein Problem für Technologierohstoffe, die in Elek-
trogeräten, aber auch in umweltrelevanten Technologien
verwendet werden, beispielsweise Metalle der Platin-
gruppe (PGM) wie Ruthenium, Rhodium, Palladium, In-
dium, Tellur, Kobalt etc. (HAGELÜKEN und MESKERS
2010).

A b b i l d u n g  2-6

Hauptumweltbelastungen und -effizienzpotenziale entlang der Wertschöpfungskette
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Über den gesamten Lebenszyklus hinweg gesehen kann
eine effizientere Nutzung von Rohstoffen auch durch eine
Nutzungsdauerverlängerung sowie eine Erhöhung der
Nutzungsintensität erzielt werden (HAAKE 1996). Eine
Schwerpunktsetzung auf Haltbarkeit beim Design und bei
der Produktion ist hierbei Grundvoraussetzung. Hersteller
können ihre Produkte langlebiger gestalten, indem sie
zum Beispiel verschleißfestere Bauteile wählen oder den
Verschleiß auf preiswerte, leicht austauschbare Elemente
lenken. Bereits bei der Konstruktion sollte stärker darauf
geachtet werden, dass später die Demontage erleichtert
wird, und dass Bauteile einzeln ausgetauscht und aufbe-
reitet werden können (modulare Konstruktion). Diese
Bauweise ist Voraussetzung für innovationsoffene Lang-
zeitprodukte, bei denen materialintensive, aber kaum
noch Neuerungen unterliegende Komponenten (z. B. Ge-
häuse, Trommel und Standgewichte einer Waschma-
schine) möglichst lange genutzt werden, während andere
Bauteile leicht und rasch an den technischen Fortschritt
angepasst werden können (z. B. Motoren, Steuerungen,
Bedienelemente). Ein weiterer Ansatz ist eine Update-
Funktion von Betriebsprogrammen, wie sie zum Beispiel
für Waschmaschinen angeboten wird.

118. Viele Maßnahmen zur Erhöhung der Rohstoffeffi-
zienz bei der Güterproduktion gehen mit Kosteneinspa-
rungen für die Produzenten einher und erschließen so
auch wirtschaftliche Potenziale. Manche Maßnahmen
rechnen sich allerdings erst bei weiter steigenden Roh-
stoffpreisen. Wiederum andere sind zunächst nicht mit
kurzfristigen ökonomischen Interessen von Herstellern
vereinbar (z. B. Nutzungsdauerverlängerung). Außerdem
kann es aufgrund unzureichend informierter Verbraucher
zu einer Marktverdrängung der rohstoffeffizienten Pro-
dukte kommen.

Die Möglichkeiten zur Steigerung der Materialeffizienz
in Unternehmen werden je nach Branche im Bereich we-
niger Prozente bis zu 20 % des Bruttoproduktionswertes
geschätzt (Arthur D. Little et al. 2005, S. 57). Auch die
Deutsche Materialeffizienzagentur schätzt, dass in den
kleineren und mittleren Unternehmen des deutschen ver-
arbeitenden Gewerbes im Durchschnitt mindestens 20 %
der Materialkosten durch effizientere Produktionsabläufe
eingespart werden könnten. Dies entspräche für die ge-
samte Volkswirtschaft Werten von etwa 100 Mrd. Euro
pro Jahr (DEMEA 2011).

Dass selbst die wirtschaftlichen Potenziale der Effizienz-
steigerung bisher nicht erschlossen worden sind, ist auf
eine Reihe von Hemmnissen zurückzuführen, wie zum
Beispiel fehlende Anreize, fehlender Zugang zu Wissen
und Technologien oder geringe Recyclingqualitäten
(RADEMAEKERS et al. 2011, S. 27 ff.). Bei einer Befra-
gung von kleinen und mittleren Unternehmen gaben nur
16 % an, Ressourceneffizienzpotenziale bereits vollstän-
dig ausgeschöpft zu haben. Als Hemmnisse für die Inan-
spruchnahme von Förderprogrammen nannten die Unter-
nehmen die Offenlegung von Betriebsgeheimnissen, den
Einsatz externer Berater, eine komplizierte Antragstel-
lung, den unsicheren Erfolg der Maßnahmen sowie lange

Laufzeiten bis zum Wirksamwerden der Maßnahmen
(VDI Zentrum Ressourceneffizienz 2011).

Güternutzung

119. Gegenwärtig werden Bedürfnisse überwiegend
durch den Kauf oder Konsum von Produkten befriedigt
(HINTERBERGER 2011). Um Wohlstand bei geringerem
Ressourcenverbrauch zu sichern, müssen sich daher auch
Nachfragemuster und die Art der Nutzung von Gütern än-
dern (FAULSTICH und SCHENKEL 1993). Insbesondere
geht es darum, die Nachfrage nach materialintensiven Gü-
tern zu reduzieren oder auch die Nutzungsintensität zu er-
höhen. Beispielsweise werden aufgearbeitete Großgeräte
in der Medizintechnik bereits erfolgreich mit einem
Marktanteil von circa 10 % vertrieben (Handelsblatt: Ge-
sundheit vom Recyclinghof, 5. September 2010). Eine
weitere Möglichkeit dazu bietet der Ersatz von Produkten
durch Dienstleistungen, sodass nicht mehr die Produktion
und der Verkauf von Produkten im Vordergrund stehen,
sondern die Bereitstellung von Nutzen für den Konsumen-
ten. In diesem Sinne können Leasing-Systeme zielführend
sein. Beim Leasing bleiben die Hersteller Eigentümer der
Produkte, der Kunde erwirbt lediglich ein Nutzungsrecht.
Ändern sich die Bedürfnisse des Kunden, erhält der Her-
steller seine Produkte während der Nutzungsphase oder
am Ende der Lebensdauer zurück und steht in der Verant-
wortung, diese erneut zu vermarkten oder zu entsorgen.
Damit entsteht ein Anreiz für die Hersteller, Produkte so
zu produzieren, dass Updates und Verbesserungen leicht
vorgenommen werden können.

Abfallwirtschaft

120. Die Abfallwirtschaft wird zunehmend als Quelle
für Rohstoffe wahrgenommen (Europäische Kommission
2011f; BMU 2011b). Möglicherweise beginnt ein grund-
legender Wandel der Abfallentsorgung von einer Rechts-
pflicht hin zu einem attraktiven Geschäftsfeld. Dies hängt
aber in hohem Maße von den Primärrohstoffkosten im
Vergleich zu den Kosten qualitativ gleichwertiger Sekun-
därrohstoffe ab, die ihrerseits von physikalisch-chemi-
schen Grenzen, dem Anteil dissipativer Verwendungen
(Feinverteilung eines Rohstoffs in verschiedenen Anwen-
dungsbereichen) sowie dem Vorhandensein von Technolo-
gien und Infrastruktur abhängen (BUCHERT et al. 2009).

Alle verarbeiteten Rohstoffe werden nach ihrer Nutzung
zu potenziellen Sekundärrohstoffen. Diese werden teil-
weise durch den Export von Gebrauchtwaren und Abfäl-
len dem heimischen Wirtschaftssystem entzogen. Abzu-
ziehen vom theoretischen Gesamtpotenzial sind weiterhin
diffuse Verluste (wie z. B. aufgrund von Abrieb in Pla-
tinkatalysatoren) (HAGELÜKEN et al. 2005) und durch
Schadstoffe belastete Mengen, die dem System entzogen
und sicher abgelagert werden müssen. Allerdings sind
selbst diese abgelagerten, teilweise belasteten Mengen als
Rohstofflager zu betrachten, das unter veränderten öko-
nomischen und technischen Rahmenbedingungen zu ei-
ner mittel- oder langfristig nutzbaren Quelle werden kann
(z. B. Stäube aus der Abgasreinigung (FEHRENBACH
et al. 2007)).
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121. Deutschland hat mit 72 % (Anteil aller „einem
stofflichen Verwertungsverfahren“ zugeführten Abfall-
mengen) europaweit eine der höchsten Recyclingquoten
(Statistisches Bundesamt 2011b). Eine Bewertung der
Recyclingpolitik Deutschlands muss aber auch mit Blick
auf weitere Aspekte erfolgen: 

Welche Materialmengen stehen in Deutschland für ein Re-
cycling zur Verfügung? Neben der Recyclingquote ist vor
allem interessant, welcher Anteil der aus Rohstoffsicht be-
deutsamen Stoffströme wie Metallschrotte bzw. Ge-
brauchtprodukte in Deutschland (bzw. Europa) für die
Rückgewinnung von Rohstoffen überhaupt zur Verfügung
steht. Hierfür müssen die Stoffströme, die in die nationalen
Entsorgungsanlagen gelangen, mit den exportierten Men-
gen verglichen werden. Der Export von Gebrauchtproduk-
ten ist grundsätzlich Teil des internationalen Handels. Er
stellt allerdings dann ein Problem dar, wenn Elektro-
schrott, der als Gebrauchtware deklariert wurde, exportiert
wird (vgl. Tz. 145). Die Verwertung dieser gefährlichen,
aber rohstoffreichen Abfälle erfüllt in vielen Ländern, die
diese Stoffe importieren, weder soziale noch ökologische
Standards. Es bedarf einer politischen Entscheidung, ob
und wie Stoffströme (z. B. Gebrauchtfahrzeuge oder Elek-
tro-/Elektronikschrott) in nationale Verwertungswege ge-
lenkt werden können. 

Welche Mengen an Sekundärrohstoffen können zurück-
gewonnen werden? Aufgrund der Zusammensetzung der
Abfälle sowie technischer und physikalischer Grenzen
beim Recycling ist die Outputmenge an Sekundärrohstof-
fen deutlich geringer als die Inputmenge an Abfällen. Ne-
ben der Unterstützung technischer Innovationen besteht
hier Verbesserungsbedarf bei der Erfassung, um höhere
Reinheiten zu erreichen.

Auf welchem Niveau werden die gewonnenen Sekundär-
rohstoffe eingesetzt? Das Verwertungsspektrum reicht
von hochwertigem Einsatz auf dem gleichen Niveau wie
ein Primärrohstoff (z. B. Metalle) über abnehmende Qua-
litäten bei mehrfachen Verwertungszyklen (z. B. Papier)
bis zum einmaligen Einsatz (z. B. Bauschutt zur Gelände-
modellierung auf Deponien). Aus ökologischer Sicht ist
die Aufbereitung und Verwertung eines Sekundärrohstof-
fes immer auf dem jeweils höchstmöglichen Niveau an-
zustreben. Kaskadennutzungen sind daher empfehlens-
wert, denn sie gewährleisten, dass Rohstoffe so lange wie
möglich im Wirtschaftskreislauf erhalten bleiben. Die
Bundesregierung sollte Maßnahmen fördern, die den Ein-
satz von Sekundärrohstoffen auf hohem Niveau voran-
treiben.

Wie hoch ist der ökologische Nutzen des Recyclings? Der
Einsatz von Energie, Wasser, Luft, Fläche usw. für Erfas-
sung, Transport und Aufbereitungsverfahren muss ins
Verhältnis zum ökologischen Aufwand der Primärpro-
duktion, aber auch zur Endlichkeit der Vorräte gesetzt
werden. Diese Abwägung stand bisher unter der Vorbe-
dingung einer wirtschaftlichen Zumutbarkeit, die sich am
Vergleich mit den Kosten für alternative Entsorgungsver-
fahren (z. B. thermische Verwertung oder Deponierung)
orientiert. Starke Umweltwirkungen der Primärproduk-
tion und Knappheiten müssen künftig eine deutlich stär-

kere Rolle bei der Bewertung von Recyclingaktivitäten
spielen, auch wenn sie sich (noch) nicht in den Marktprei-
sen widerspiegeln.

122. Die Potenziale der stofflichen Verwertung sind
noch erheblich. Einzelne Rohstoffe wie Metalle lassen
sich ohne Qualitätsverluste (aber durchaus unter Mengen-
verlusten) wieder direkt in die Wertschöpfungskette ein-
speisen. Mehr als die Hälfte des in Deutschland produ-
zierten Aluminiums, Kupfers und Zinks wird bereits aus
Recycling-Vorstoffen gewonnen (WVM 2011). Diese ho-
hen Raten werden jedoch nur für einzelne Massenmetalle
erreicht. Gerade die Technologierohstoffe wie Indium,
Tantal, Lithium oder Neodym werden dagegen weltweit
zu weniger als 1 % zurückgewonnen (UNEP 2011). Dies
beruht auf fehlenden Recyclinginfrastrukturen und Auf-
bereitungstechnologien sowie den geringen Mengen je
Produkt. Diese Kleinstmengen sind für die Erreichung
von Recyclingquoten, die einen Mindestverwertungsan-
teil an der Gesamtmasse fordern, unbedeutend. Auch
mangelnde Information der Hersteller und Konsumenten
kann eine Ursache für die niedrigen Recyclingquoten
sein. Andere Rohstoffe (z. B. Mischkunststoffe, Bau-
schutt) können aufgrund ihrer Eigenschaften oder Verbin-
dungen nicht wieder ihrem ursprünglichen Zweck zuge-
führt werden, dienen aber an anderer Stelle als Ersatz für
Primärrohstoffe. Auch diese Art der Kaskadennutzung
führt zu einer Mengen- und Wirkungsreduzierung des
Rohstoffverbrauchs. 

Insgesamt gilt es, hohe Qualitäten in Verbindung mit ho-
hen Rückgewinnungsraten zu erzielen. Dafür bedarf es
einerseits der Weiterentwicklung der Aufbereitungstech-
nik, andererseits Veränderungen der Inputstoffe, zum Bei-
spiel durch Verwendungsverbote für Schadstoffe (siehe
z. B. RoHS-Richtlinie 2011/65/EU, Forderung nach mi-
neralölfreien Druckfarben u. a.) sowie einer erfolgreiche-
ren Sammlung und Erfassung.

123. Zu beachten ist bei all diesen Ansätzen für eine
Entkopplung von Rohstoffverbrauch und Wohlfahrt, dass
Effizienzfortschritte grundsätzlich durch Rebound-Ef-
fekte gefährdet sind (vgl. Kap. 1.3). Rebound-Effekte
sollten daher beachtet und durch entsprechend ausgestal-
tete flankierende Maßnahmen vermieden werden.

2.3.3 Entkopplung von Rohstoffverbrauch 
und Umweltauswirkungen

124. Eine Entkopplung von Rohstoffverbrauch und
Umweltauswirkungen erfordert die Minimierung der Um-
weltauswirkungen je Materialeinheit. Eine Festlegung
konkreter Entkopplungsziele stellt sich aufgrund der
Quantifizierungsprobleme der Belastungen schwierig dar
(vgl. Kap. 2.2). Grundsätzlich sollten aber der Natur-
schutz (Gebiets- und Artenschutz) sowie der Schutz der
menschlichen Gesundheit auf allen Stufen der Wert-
schöpfungskette prioritär berücksichtigt werden. Wie Ka-
pitel 2.2 gezeigt hat, bestehen hohe Belastungen für
Mensch und Natur besonders bei der Rohstoffgewinnung
und der Grundstoffproduktion. Die Güterproduktion hat
wegen des Bedarfs an fossilen Energieträgern vor allem
Auswirkungen auf den Klimawandel. 

Ziele und Handlungsansätze



78

Die Entkopplung von Rohstoffverbrauch und Umweltaus-
wirkungen mit dem Ziel des Schutzes von Natur, Umwelt
und menschlicher Gesundheit kann auf nationaler bzw.
EU-Ebene durch verschiedene Maßnahmen gefördert wer-
den, insbesondere durch eine strenge Umweltgesetzge-
bung. Demgegenüber ist es schwieriger, die weltweiten
Umweltbelastungen, die durch die Rohstoffwirtschaft ver-
ursacht werden, zu beeinflussen. Um Verantwortung für
den deutschen Rohstoffverbrauch zu übernehmen, sollte
die Bundesregierung anstreben, auch die Umweltwirkun-
gen außerhalb Deutschlands zu verringern. Dies lässt sich
auf verschiedenen Wegen erreichen. So kann es sinnvoll
sein, einen Rohstoff durch einen umweltverträglicheren zu
ersetzen. Während solche Substitutionen den Druck auf
die Umwelt kurzfristig für einen Rohstoff verringern kön-
nen, hat diese Strategie aber ihre Grenzen. Langfristig
werden auch durch sie neue Begehrlichkeiten nach auf-
wendiger auszubeutenden Rohstofflagern geweckt, wo-
durch neue Knappheiten entstehen können.

Durch internationale Zusammenarbeit im Rahmen der
Außen-, Entwicklungs- und Wirtschaftspolitik sollten
Deutschland und die EU daher gemeinsam mit Schwel-
len- und Entwicklungsländern Umweltprobleme der Roh-
stoffwirtschaft im Rahmen von Verträgen minimieren
(vgl. Abschn. 2.4.4). Aus ökologischer Sicht ist es priori-
tär, die Auswirkungen des Abbaus zu verringern. Ge-
meinsam mit den Förderländern sollten ökologische, öko-
nomische und soziale Rahmenbedingungen entwickelt
werden, um dort eine hohe Akzeptanz zu erreichen. Dafür
ist vor allem auch ein gezielter Technologie- und Wissens-
transfer erforderlich. 

2.3.4 Zieldefinition

125. Die Rohstoffwirtschaft trägt in erheblichem Um-
fang zur Überschreitung globaler, regionaler und lokaler
ökologischer Grenzen bei. Den kurzfristigen Vorteilen ei-
nes großzügigen Konsums erschöpfbarer Rohstoffe ste-
hen schwerwiegende Folgen einer nicht-umweltverträgli-
chen Rohstoffwirtschaft gegenüber, die vor allem von den
Entwicklungs- und Schwellenländern getragen werden.
Die Vielzahl der negativen Umweltfolgen, beispielsweise
in den Bereichen Klimawandel, Biodiversitätsverlust und
toxische Wirkungen auf Mensch und Umwelt, lassen sich
global zwar nicht systematisch quantifizieren, die qualita-
tive Betrachtung der Auswirkungen zeigt aber, dass ohne
einen Kurswechsel in der Rohstoffwirtschaft weitrei-
chende ökologische Schäden zu erwarten sind (vgl.
Kap. 2.2). Es ist deutlich geworden, dass der weiterhin
weltweit wachsende Rohstoffkonsum gebremst werden
muss. Dabei stellt sich die Frage nach dem Anspruchsni-
veau einer umweltverträglichen Rohstoffwirtschaft.

126. In der neoklassischen Ressourcenökonomik wird
das optimale Abbautempo von erschöpfbaren Ressourcen
bestimmt durch die Nachfragefunktion und die Höhe der
Diskontrate sowie evtl. verfügbare Ersatzstoffe (MEYER
et al. 1998). Eine strenge Auslegung des Prinzips der star-
ken Nachhaltigkeit würde hingegen bedeuten, dass nicht-
erneuerbare Rohstoffe prinzipiell nicht in Anspruch ge-
nommen werden dürfen, da selbst der sparsamste Ver-

brauch allmählich zur Erschöpfung führt (SRU 2002,
S. 66; KLEPPER 1999, S. 313). Mit einem Abbauverzicht
wäre allerdings weder heutigen noch künftigen Generatio-
nen gedient. Da außerdem im Bereich der stofflichen Res-
sourcen die Annahme einer gewissen Substituierbarkeit
plausibel erscheint, ist hier – im Gegensatz zum Bereich
der Funktionen ökologischer Systeme – die Anwendbar-
keit des Prinzips der schwachen Nachhaltigkeit zu recht-
fertigen. Erschöpfbare Rohstoffe sollten jedoch nur in dem
Maße verbraucht werden, wie gleichzeitig physisch und
funktionell gleichwertiger Ersatz an regenerierbaren Res-
sourcen geschaffen wird (SRU 2002, Tz. 28 f.).

127. Bei global gehandelten Rohstoffen stellt sich da-
rüber hinaus die Frage der intragenerativen, vor allem
globalen Gerechtigkeit der Ressourcennutzung. Der SRU
bekennt sich zum Prinzip der fairen und gleichen Pro-
Kopf-Nutzungsansprüche auf natürliche Ressourcen, das
auch in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie zum Aus-
druck kommt (Bundesregierung 2008, S. 20). Auch um
Spielräume für die legitimen Entwicklungsbestrebungen
ärmerer Weltregionen zu schaffen, sollten Länder mit ho-
hem Pro-Kopf-Verbrauch ihren Verbrauch grundsätzlich
auf ein global verallgemeinerbares Niveau absenken
(BRINGEZU und BLEISCHWITZ 2009; BRINGEZU
2009; SERI 2009). Nimmt man eine Stabilisierung des
globalen Materialbedarfs bis 2050 bei gleichem weltwei-
ten Pro-Kopf-Verbrauch an, so ergibt sich das Ziel, den
aktuellen Durchschnittsverbrauch in der EU von gegen-
wärtig circa 16 t auf circa 6 t pro Kopf (gemessen in
DMC (Domestic Material Consumption)) oder 10 t pro
Kopf (gemessen in TMC (Total Material Consumption))
zu reduzieren (FISCHER-KOWALSKI et al. 2010, S. 11;
Cambridge Econometrics et al. 2011, S. 8). Darüber hi-
naus sollte Deutschland mehr Verantwortung für die Um-
weltbelastungen der ersten Stufe der Wertschöpfungs-
kette, den Abbau und die Extraktion, in anderen Ländern
übernehmen. Auch wenn die Gewinnung vieler Rohstoffe
außerhalb Deutschlands stattfindet, bestehen Einfluss-
möglichkeiten (vgl. Abschn. 2.4.4).

Für einen verantwortungsbewussten und umweltverträgli-
chen Umgang mit den begrenzten Rohstoffvorräten der
Erde sind daher zusammenfassend die folgenden Ziele zu
verfolgen:

– Entkopplung des Rohstoffverbrauchs von der Wohl-
fahrt mit dem Ziel einer Absenkung des Pro-Kopf-
Verbrauchs auf ein global verallgemeinerbares Ni-
veau,

– Entkopplung der Umweltauswirkungen vom Rohstoff-
verbrauch vorrangig durch eine Senkung der Umwelt-
belastungen bei der Gewinnung von Rohstoffen und

– weitreichende Kreislaufführung von Rohstoffen.

2.3.5 Indikatoren für Entkopplungsziele

Kenntnis von Stoffströmen

128. Um den Erfolg einer umweltverträglichen Roh-
stoffwirtschaft messen zu können, sind qualifizierte Ziele
und eine angemessene Datengrundlage notwendig. Der
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Lebensweg von Rohstoffen ist aber nur in Ausnahmefäl-
len von der Exploration bis zur Entsorgung dokumentiert.
Bislang werden Indikatoren für den Verbrauch, die Pro-
duktivität oder die Rückführung in den Produktionskreis-
lauf vorwiegend massebezogen und ohne Differenzierung
nach einzelnen Rohstoffen erhoben. 

Zur Ausgestaltung effektiver politischer Instrumente fehlt
es in Deutschland und Europa derzeit häufig an der Erfas-
sung wichtiger Grundlagendaten (ERDMANN et al. 2011).
Dringend benötigt wird eine Dokumentation des Lebens-
wegs (Abb. 2-7) ausgewählter Rohstoffe, die entweder in
großer Menge in der Wirtschaft benötigt werden oder de-
ren Nutzung besonders kritische Folgen für Mensch und
Umwelt hat (z. B. Technologierohstoffe, einzelne Massen-
metalle).

Idealerweise könnte zusätzlich nicht nur die nach ver-
schiedenen Rohstoffen erfasste Menge importierter Pri-
märrohstoffe sowie Halb- und Fertigwaren, sondern auch

deren Hauptverwendungsgebiete sowie Exporte von Roh-
stoffen erfasst werden. Als erste Grundlage können Daten
des Statistischen Bundesamtes (Außenhandelsstatistik)
sowie der Deutschen Rohstoffagentur dienen (BGR 2010).
Die Einflüsse auf die Rohstoffnutzung (Konjunktur, Tech-
nologiefortschritt, Import/Export, Wiederverwendung
etc.) sind sehr vielschichtig, das Stoffstrommodell weist
dementsprechend eine erhöhte Komplexität auf. Kritisch
dabei ist unter anderem die zeitliche Verzögerung bis zu ei-
ner Rückführung eines Rohstoffes in den Produktions-
kreislauf. Die Verfolgung der Stoffströme ermöglicht Aus-
sagen über das mittel- und langfristig verfügbare Potenzial
an qualitätsgesicherten Sekundärrohstoffen. Ein aktuelles
Forschungsvorhaben über die Inhaltsstoffe, Mengen und
Stoffströme von Elektro- und Elektronikgeräten (EUWID
2011b) analysiert beispielsweise Wege der Umsetzung ei-
ner differenzierten Stoffstromdokumentation. Die Bun-
desregierung sollte diese Daten für ausgewählte Rohstoffe
verpflichtend erfassen und zentral dokumentieren lassen.

A b b i l d u n g  2-7

Wege der Rohstoffe im Wirtschaftssystem

SRU/UG 2012/Abb.2-7
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Indikatoren

129. Es gibt bislang keine Indikatoren, die die Umwelt-
wirkungen der Rohstoffwirtschaft umfassend abbilden.
Die Entwicklung von Indikatoren ist daher von zentraler
Bedeutung für die Rohstoffpolitik und sollte von der Bun-
desregierung aktiv unterstützt und europäisch weiterhin
vorangetrieben werden. Ein einziger aggregierter Indika-
tor wird allerdings nur unzureichend die verschiedenen
Facetten einer umweltverträglichen Rohstoffwirtschaft
wiedergeben können. Zum Teil kann auf bestehende Da-
tensätze zurückgegriffen werden. Hier sind vor allem so-
genannte Materialflussindikatoren zu nennen, die Produk-
tivitätsfortschritte darstellen können. Diese Ansätze sind
zu begrüßen und weiterzuentwickeln.

Zur Messung des Materialeinsatzes werden vor allem der
DMI (Direct Material Input) oder der TMR (Total Mate-
rial Requirement) verwendet (BRINGEZU und
BLEISCHWITZ 2009, S. 23 ff.; s. Tab. 2-1). Durch diese
kann der mengenmäßige Materialeinsatz einer Wirtschaft
berechnet werden. Der Unterschied zwischen den beiden
Indikatoren besteht darin, dass der TMR auch nicht ver-
wertete Entnahme wie Abraum und Bergmaterial berück-
sichtigt. Da jede bewegte Menge ein Eingriff in die Natur
darstellt, ist der TMR ökologisch weitreichender. Aller-
dings erweist sich die Datenerfassung – vor allem interna-
tional – als schwierig. Werden die Materialflussindikato-
ren in Relation zur Wirtschaftsleistung gestellt, lassen
sich dadurch auch Produktivitätsfortschritte messen.

Im Rahmen der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie wurde
im Jahre 2002 das Ziel formuliert, bis zum Jahr 2020 eine
Verdopplung der gesamtwirtschaftlichen Rohstoffproduk-
tivität (Verhältnis von BIP zu Materialeinsatz) gegenüber
1994 zu erreichen (Bundesregierung 2002). Dafür berech-
net das Statistische Bundesamt den DMI für den abioti-
schen Rohstoffeinsatz als Summe der Entnahme von Roh-
stoffen im Inland und der Importe von Rohstoffen sowie
von Halb- und Fertigwaren (jeweils in Tonnen). Zwischen
1994 und 2010 ist die Rohstoffproduktivität demnach um
47,5 % gestiegen (Statistisches Bundesamt 2011c). Um
das Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie zu erreichen, ist eine
Fortführung derzeitiger Produktivitätsfortschritte nicht
ganz ausreichend (EGELER 2010).

Dem Produktivitätsfortschritt liegt neben einem Rück-
gang der Rohstoffentnahme im Inland auch ein Anstieg
der Einfuhr insbesondere von Halb- und Fertigwaren zu-
grunde. Aufgrund der derzeitigen Berechnungsmethode,
die Importe von Halb- und Fertigwaren nur in ihrem Ei-
gengewicht betrachtet, ergibt sich auch dann ein ver-
meintlicher Produktivitätsfortschritt, wenn Rohstoffe, die
bislang im Inland entnommen oder importiert wurden,
nun durch die Einfuhr von weiter verarbeiteten Produkten
ersetzt werden (EGELER 2010). Das Statistische Bun-
desamt und das Umweltbundesamt (UBA) haben daher in
einem Projekt eine Weiterentwicklung des DMI unter-
sucht (BUYNY et al. 2009). Der Indikator soll nun um ei-
nen Materialindikator in Rohstoffäquivalenten (DMIRÄ)
ergänzt werden, der statt nur des Gewichts der importier-

Ta b e l l e  2-1

Übersicht relevanter Materialflussindikatoren

Typ Akronym Name und Beschreibung

Input DMI Direct Material Input = Direkter Materialeinsatz 
(DMI = Inländische Entnahme + Importe)

DMIRÄ DMI in Rohstoffäquivalenten (anstatt nur das reine Gewicht der Importe von Halb- und 
Fertigwaren zu berücksichtigen, wird zusätzlich auch das Gewicht der für deren Herstel-
lung verbrauchten Rohstoffe berücksichtigt)

TMR Total Material Requirement = Vollständiger Materialaufwand 
(TMR = DMI + nicht verwertete inländische Entnahme + nicht verwertete Entnahme der 
Importe)

TMRRÄ TMR in Rohstoffäquivalenten 
(TMRRÄ = DMIRÄ + nicht verwertete inländische Entnahme + nicht verwertete Entnahme 
der Importe)

Verbrauch DMC Domestic Material Consumption = Inländischer Materialverbrauch (DMC = DMI – Ex-
porte)

DMCRÄ DMC in Rohstoffäquivalenten (anstatt nur das reine Gewicht der Importe und Exporte 
von Halb- und Fertigwaren zu berücksichtigen, wird zusätzlich auch das Gewicht der für 
deren Herstellung verbrauchten Rohstoffe berücksichtigt)

TMC Total Material Consumption = Vollständiger Materialverbrauch 
(TMC = TMR – Exporte – nicht verwertete Entnahme von Exporten)

SRU/UG 2012/Tab. 2-1
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ten Güter auch das Gewicht aller über die gesamte Pro-
duktionskette der importierten Güter hinweg eingesetzten
Stoffe berücksichtigt (BUYNY et al. 2009). Die nicht
verwertete Entnahme wird dabei nicht einberechnet. Um
auch diese zu berücksichtigen, ist der TMRRÄ erforder-
lich, wofür die Datenlage derzeit aber noch nicht ausrei-
chend ist. Die Nutzung des DMIRÄ ist zu begrüßen (SRU
2011a), denn mit diesem werden Produktivitäts- und Effi-
zienzfortschritte deutlicher, die nicht Folge wirtschafts-
struktureller Verschiebung sind (wie z. B. die Verlage-
rung vorderer Produktionsstufen von Industrienationen in
Schwellenländer). 

Wird das Gewicht aller über die gesamte Produktions-
kette der importierten Güter hinweg eingesetzten Stoffe
in die Berechnung einbezogen, liegt die Steigerung der
Produktivität zwischen 2000 und 2008 bei nur 6,9 %, im
Vergleich zu 17,1 % nach der Berechnung des Indikators
der Nachhaltigkeitsstrategie. Dem Produktivitätsfort-
schritt liegt ein steigendes BIP bei einem leicht steigen-
den Materialeinsatz (gemäß DMIRÄ plus 3 % Verände-
rung im Zeitraum 2000 bis 2008) zugrunde (Statistisches
Bundesamt 2010). Anders als der derzeitige Indikator es
andeutet, wäre der absolute Materialeinsatz in Deutsch-
land nach diesen Berechnungen nicht rückläufig. Nach
dieser Berechnungsmethode wird das Ziel der Nachhal-
tigkeitsstrategie weit verfehlt. 

Für eine Berechnung der Rohstoffproduktivität wären au-
ßerdem weiter differenzierte Datensätze vorteilhaft (SRU
2011a). Ein Blick auf die Entwicklung der verschiedenen
Rohstoffarten (Energierohstoffe, Baumineralien, Metall-
erze), auf denen der DMI beruht, erlaubt schon heute inte-
ressante Schlussfolgerungen. Während sich der Einsatz
von Baumineralien, gemessen als DMIRÄ, im Zeitraum
zwischen 2000 und 2008 um 19,8 % reduziert hat, ist der
Materialeinsatz von Erzen in der gleichen Zeit um 14,3 %
gestiegen (Statistisches Bundesamt 2010). Produktivitäts-
fortschritte sind bisher also fast ausschließlich auf einen
geringeren Einsatz von Baumineralien zurückzuführen,
auch wenn es durchaus auch Effizienzpotenziale bei der
Nutzung anderer Rohstoffe gibt. Interessant wäre daher
eine weitere Aufschlüsselung der Entwicklungen bei den
Erzen nach verschiedenen Metallen, sodass die unter-
schiedlichen Fortschritte erkennbar würden.

130. Neben dem Materialeinsatz einer Volkswirtschaft
ist auch der inländische Materialverbrauch, der DMC,
eine wichtige Größe. Indem vom Materialeinsatz der
Wirtschaft eines Landes jegliche Rohstoffexporte subtra-
hiert werden, können Rückschlüsse auf das Konsumver-
halten eines Landes gezogen werden. Verbrauchsindika-
toren sind gut für länderübergreifende Vergleiche
geeignet. Wie beim DMI ist auch beim DMC eine Be-
rechnung in Rohstoffäquivalenten (DMCRÄ) aussagekräf-
tiger. Für den internationalen Vergleich sollte der DMCRÄ
pro Kopf gewählt werden. In Deutschland sinkt der inlän-
dische Materialverbrauch DMCRÄ, wenn auch ausgehend
von einem hohen Niveau. Gründe für das Absinken sind
vor allem ein starker Anstieg der Exporte gegenüber den
Importen sowie die durchschnittlich höhere Rohstoffin-
tensität der exportierten Produkte. Im Zeitraum zwischen

2000 und 2008 ist ein Rückgang des inländischen Materi-
alverbrauchs um 18,5 % erkennbar (Statistisches Bundes-
amt 2010). Der Rückgang des inländischen Verbrauchs
von Erzen in dieser Zeit beträgt 25,8 %, von Bauminera-
lien 26,4 % und von Industriemineralien 9,9 %. Dieser
Trend sollte abgesichert werden. Neben dem bestehenden
Produktivitätsziel der Bundesregierung sollten daher auch
Ziele für eine weitere schrittweise Senkung des Pro-
Kopf-Verbrauchs politisch festgelegt werden.

131. Die Pflichten und Erfolge der Kreislaufwirtschaft
werden über Recyclingquoten dokumentiert, die eine sehr
unterschiedliche Aussagekraft haben (s. Tz. 121 sowie
UNEP 2011). Kriterium für eine Bewertung der Erfolge
der Kreislaufwirtschaft sollte künftig die Substitutions-
quote sein, das Mengenverhältnis von wieder in der Produk-
tion einsetzbaren Sekundärrohstoffen zum gesamtwirt-
schaftlichen Materialeinsatz. Nach ersten Schätzungen des
Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 2006 beträgt die
Substitutionsquote derzeit 4,1 % für die stoffliche Nut-
zung (biotisch, abiotisch sowie Abfälle zur Verwertung)
(Statistisches Bundesamt 2010). Hier ist eine größere In-
dikatortiefe, die für einzelne Rohstoffe trennscharf eine
Substitutionsquote erfasst, notwendig. Dies sollte durch
das Statistische Bundesamt geschehen. 

Die Bundesregierung sollte außerdem Ziele für eine stei-
gende Substitutionsquote formulieren. Dafür sind aber
zunächst weitere Untersuchungen erforderlich, welche
Anteile an Primärrohstoffen sich technisch durch Sekun-
därrohstoffe ersetzen lassen können.

Umweltbelastungen

132. Die Materialflussindikatoren geben indirekt auch
Auskunft über die durch eine Volkswirtschaft verursach-
ten globalen Umweltbelastungen, denn in der Regel geht
ein erhöhter Rohstoffverbrauch auch mit verstärkter Um-
weltzerstörung einher (BRINGEZU 2009). Über spezifi-
sche Belastungen – zum Beispiel durch bestimmte Minen –
können sie allerdings keine Auskunft geben. Der Nachteil
der Materialflussindikatoren ist, dass zwischen der Ab-
baumenge und den negativen Umweltauswirkungen kein
verallgemeinerbarer Kausalzusammenhang bestehen
muss. Ein Mengenindikator kann nicht zwischen den äu-
ßerst verschiedenen Belastungen unterschiedlicher Roh-
stoffe differenzieren. Außerdem sind die negativen Aus-
wirkungen, neben der reinen Masse des Abbaus, auch von
anderen Faktoren abhängig, wie der genutzten Technolo-
gie, der Expertise der Arbeiter, der spezifischen Landes-
charakteristika, der Toxizität des Rohstoffs in Berührung
mit anderen Stoffen oder der Konzentration des Rohstof-
fes im Boden. Aus diesem Grund sind weitere Indikato-
ren erforderlich, die neben den Materialflussindikatoren
die negativen Umweltwirkungen besser erfassen können.

AYRES (2001) kritisiert den TMC und empfiehlt stattdes-
sen die für die Extraktion, Umwandlung und Veredelung
benutzte Energie als geeigneteres Maß. Der kumulierte
(fossile) Energieverbrauch als Indikator hat den Vorteil,
dass er einen quantifizierbaren Wert für den Aufwand der
Gewinnung und Weiterverarbeitung bietet. Anhand dieses
Ansatzes können Rohstoffvorkommen weltweit besser
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miteinander verglichen werden. Der kumulierte Energie-
verbrauch kann den Beitrag des Rohstoffabbaus zum an-
thropogenen Treibhauseffekt dokumentieren. Weitere
Umweltbelastungen wie die negativen Einflüsse auf die
menschliche Gesundheit oder die Auswirkungen auf die
Biodiversität kann er allerdings nicht oder nicht besser als
der TMC darstellen.

Daten, die als Indikatoren für regionale Belastungen von
Mensch und Umwelt geeignet sind, könnten jedoch auch
im Rahmen von Monitoringprogrammen zur Überwa-
chung (noch festzulegender) international standardisierter
Grenzwerte (WHO 2007) erhoben werden. Voraussetzung
ist jedoch die Durchführung von entsprechenden Untersu-
chungen, deren öffentliche Dokumentation und Bünde-
lung.

Abschließend ist daher festzuhalten, dass für eine bessere
Dokumentation der Umweltbelastungen der Rohstoff-
wirtschaft ein Set an Indikatoren zusammengestellt wer-
den sollte. Neben einem Massenindikator – am besten
dem TMC – wäre zusätzlich ein Indikator für den kumu-
lierten Energieverbrauch sowie regional erhobene Daten
über Umweltbelastungen sinnvoll. 

2.4 Wege zu einer umweltverträglichen 
Rohstoffwirtschaft: Instrumente

133. Es stehen grundsätzlich zahlreiche, sich gegensei-
tig ergänzende ordnungsrechtliche, ökonomische und in-
formatorische Instrumente zur Verfügung, die die Roh-
stoffproduktivität erhöhen sowie Umweltauswirkungen
reduzieren können (s. Überblick Tab. 2-2). Während in
Deutschland und Europa hohe Umweltstandards gelten,
sind sie in einer Reihe anderer Länder entweder deutlich
niedriger oder bestehende Umweltgesetze werden nicht
vollzogen. Problematisch bleibt dabei, dass nationale
Politik nur begrenzt Einfluss auf die Umweltstandards
nehmen kann, die beim Abbau von Rohstoffen in anderen
Ländern angewandt werden. Auf Grundlage einer um-
fangreichen Analyse möglicher Handlungsfelder werden
einige vielversprechende Instrumente betrachtet, die eine
strategische Bedeutung für eine umweltverträgliche Roh-
stoffwirtschaft haben. Hierzu gehören: 

– das nationale Berg-, Naturschutz- und Wasserrecht,
die einen umweltverträglichen „heimischen“ Roh-
stoffabbau gewährleisten und die Verwirklichung
kurzfristiger wirtschaftlicher Interessen auf Kosten
des Naturkapitals verhindern sollen, 

– ökonomische und abfallpolitische Instrumente, die auf
Rohstoff- und Energieeffizienz durch stoffliche Kreis-
laufführung und klimaschonende Rohstoffwirtschaft
setzen, 

– Umweltstandards, die insbesondere die internationali-
sierten Wertschöpfungsketten der Rohstoffwirtschaft
einbeziehen können. 

Für die im Folgenden nicht ausführlich diskutierten Hand-
lungsansätze, insbesondere im Bereich Entkopplung von
Rohstoffverbrauch und Wohlfahrt, sei auf die Empfehlun-
gen des Deutschen Ressourceneffizienzprogramms

(ProgRess) verwiesen, deren Konkretisierung und Umset-
zung der SRU nachdrücklich unterstützt (BMU 2011a). 

2.4.1 Bergrecht, Naturschutz- und Wasserrecht

134. Die Entnahme von Rohstoffen und fossilen Ener-
gieträgern kann mit erheblichen Beeinträchtigungen der
biologischen Vielfalt verbunden sein. Dazu zählen zum
Beispiel der Verlust an Lebensräumen für Arten und Ar-
tengemeinschaften, der Verlust gewachsener Bodenstruk-
turen und Beeinträchtigungen des Grundwassers (BMU
2007, S. 50). Die Gewinnung von Rohstoffen unterliegt
einer Vielzahl bundes- und landesrechtlicher Regelungen,
zu denen insbesondere das Bergrecht zählt, das für die
von ihm erfassten Sachverhalte eine spezialgesetzliche
Regelung darstellt.

Das Bundesberggesetz (BBergG) unterscheidet zwischen
grundeigenen (Eigentum des Grundeigentümers) und
bergfreien (nicht Eigentum des Grundeigentümers) Bo-
denschätzen (§ 3 Absatz 2 BBergG). Dem BBergG unter-
fallen alle bergfreien Bodenschätze. Dazu gehören unter
anderem Stein- und Braunkohle, Erdöl und Erdgas, Stein-
und Kalisalz sowie Erze (§ 3 Absatz 3 BBergG). Unter
den grundeigenen Bodenschätzen gilt das BBergG nur für
bestimmte Steine und Erden sowie ausgewählte Industrie-
minerale (§ 3 Absatz 4 BBergG). Der größere Teil der
grundeigenen Bodenschätze wird von dem Gesetz nicht
erfasst. Allerdings gilt das Bergrecht auch immer dann,
wenn Rohstoffe untertägig aufgesucht und gewonnen
werden (§ 3 Absatz 4 Nummer 2 BBergG). 

Das BBergG ist ausschließlich auf die Sicherung der
Rohstoffversorgung durch die Gewinnung von Boden-
schätzen gerichtet (§ 1 Nummer 1 BBergG). Dies wird
auch aus der sogenannten Rohstoffsicherungsklausel in
§ 48 Absatz 1 BBergG deutlich: Danach ist dafür Sorge
zu tragen, dass die Aufsuchung und Gewinnung so wenig
wie möglich beeinträchtigt wird. Als Folge ist die Rechts-
stellung von Naturschutzbelangen im BBergG nur
schwach ausgeprägt. Eine Prüfung von Naturschutzbelan-
gen ist nicht explizit vorgesehen. Die Zulassung eines Be-
triebsplans, der Voraussetzung für das Errichten, Führen
und Einstellen von Aufsuchungs- und Gewinnungsbetrie-
ben ist, ist überdies als gebundene Entscheidung ausge-
staltet. Das heißt, die Genehmigung ist zu erteilen, wenn
die in § 55 BBergG aufgeführten Gründe, unter denen der
Naturschutz nicht erscheint, nicht entgegen stehen. Aller-
dings folgt aus der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts (BVerwG) zu § 48 Absatz 2 Satz 1 BBergG,
dass ein bergrechtlicher Betriebsplan nur zugelassen wer-
den darf, wenn keine „überwiegenden öffentlichen Inte-
ressen“ entgegenstehen (sogenannte Auffangfunktion)
(Urteil des BVerwG v. 29. Juni 2006, BVerwG 7 C 11.05,
ständige Rechtsprechung). Soweit umweltbezogene Re-
gelungen nicht unter die unbestimmten Rechtsbegriffe
des § 55 BBergG zu subsumieren sind, können sie im
Rahmen der Abwägung nach § 48 Absatz 2 Satz 1
BBergG als „überwiegend öffentliche Interessen“ ein
bergbauliches Vorhaben beschränken oder der Zulassung
entgegenstehen. Ein bergbauliches Vorhaben kann daher
unter Umständen auch mit Hinweis auf überwiegende
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Ta b e l l e  2-2

Handlungsansätze, Instrumente und Anwendungsbeispiele zur Erreichung der Entkopplungsziele

Ziel Handlungsansätze Instrumente Anwendungsbeispiele

Entkopplung 
Rohstoffver-
brauch und 
Wohlfahrt (Re-
duzierung der 
Rohstoff-
menge je Wirt-
schaftsleistung)

Reduzierung Materi-
aleinsatz, Miniaturi-
sierung 

Materialinputsteuer Massenmetalle, seltene Erden

Entnahmesteuer mineralische Baustoffe

Emissionshandel Zementindustrie

Ökodesign-Richtlinie 2005/32/
EG

Elektrogeräte, Haushaltsgeräte 

Innovations- und Forschungs-
förderung, Technologietrans-
fer, Beratung

ReTech (Exportinitiative Recycling- und 
Effizienztechnik)

Produktionsstandards Elektrogeräte, Haushaltsgeräte 

Nutzungsdauerverlän-
gerung

Produktstandards Reparaturfähigkeit, Demontagefähigkeit

Innovations- und Forschungs-
förderung, Technologietrans-
fer, Beratung

Förderprogramm „Nachhaltiges Wirt-
schaften: Möglichkeiten und Grenzen von 
neuen Nutzungsstrategien“

Grüne öffentliche Beschaffung Re-use PC, Möbelpool

Kreislaufführung Abfallrecht Abfallhierarchie

Mindest-Recycling-Anteile Beton

Produktverantwortung Altauto-Richtlinie 2000/53/EG

Pfandsysteme Mobiltelefone, Elektrogeräte, Autobatterie

Stoffflusskataster/Erfassung 
Rohstoffbestand in Deutsch-
land

seltene Erden

Subventionierung Sekundärrohstoffe

Innovations- und Forschungs-
förderung, Technologietransfer

Rückgewinnung seltener Erden in Elektro-
geräten, PV-Modulen

Produktsubstitution Produktsharing, Dienstleis-
tung statt Produkterwerb

Autos/Fahrräder/Baumarktgeräte

Öko-Sonderabgabe auf ökolo-
gisch schädliche Rohstoffe

 

Veränderung Konsum Bewusstseinsschaffung/Infor-
mationspolitik

„Rohstoffengel“

Mehrwertsteuer Senkung für Produkte mit „Rohstoffengel“

Öko-Sonderabgabe auf roh-
stoffintensive Produkte

Subventionierung rohstoffär-
merer Produkte

Grüne öffentliche Beschaffung green IT, Bauwesen

Instrumente
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Interessen des Naturschutzes nicht zugelassen werden.
Nichtsdestotrotz sollte das BBergG neu gefasst werden.
Dabei sollte ein Primat zur Konfliktvermeidung etabliert
werden und in Abhängigkeit von der Schwere der berg-
baulichen Eingriffe in die Umwelt eine Genehmigungser-
teilung an besondere Bedingungen zum Nachweis eines
Bedarfs geknüpft werden (TEßMER 2009, S. 13).

135. Neben dem BBergG können gegebenenfalls wei-
tere Genehmigungen zum Beispiel nach Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) erforderlich sein. Die Gewinnung von
Rohstoffen kann Grundwasserströme und -stände beein-
flussen. Grundsätzlich ist eine wasserrechtliche Gestat-
tung erforderlich, wenn mit der Gewinnung von Rohstof-
fen eine Gewässerbenutzung verbunden ist, wozu auch
eine Benutzung des Grundwassers zählt.

136. Die Gewinnung von Rohstoffen, die nicht dem
Bergrecht unterfallen (s. o.) wie beispielsweise Kies, die
meisten Sande, Anhydrit- und Gipsstein, Kalkstein und Na-
tursteine, unterfällt verschiedenen Regelungen. Zu diesen
zählen gegebenenfalls Abgrabungsrecht (Landesrecht),
Baugesetzbuch, Wasserrecht (WHG und Landeswasserge-
setze), Naturschutzrecht, Bundesimmissionsschutzgesetz
(BImSchG), Bundesbodenschutzgesetz und Landesboden-
schutzgesetze, Planungsrecht, Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) und andere. So erfordert bei-
spielweise eine Abbaugenehmigung für Kies in der Regel

eine Baugenehmigung. Entsteht beim Kiesabbau ein Ge-
wässer, zum Beispiel ein Baggersee, oder wird ein solches
beseitigt oder wesentlich umgestaltet, ist eine wasserrecht-
liche Genehmigung nötig, die in Form eines Planfeststel-
lungsbeschlusses ergeht. 

137. Die Rohstoffgewinnung hat Folgen für bestehende
Ökosysteme. Außerhalb von Naturschutzgebieten müssen
Eingriffe in Natur und Landschaft regelmäßig im Rahmen
der Eingriffsregelung geprüft werden. Die Europäische
Kommission hat sich zudem detailliert mit dem Rohstoff-
abbau in Natura 2000-Gebieten durch die nichtenergeti-
sche mineralgewinnende Industrie auseinandergesetzt und
hebt hervor, dass es wichtig ist, die potenziellen, nachtei-
ligen Auswirkungen vorab zu prüfen und nach Möglich-
keit zu vermeiden (Europäische Kommission 2011b). In
ihrem Leitfaden empfiehlt sie, zu versuchen, mögliche
Konflikte zwischen Natura 2000-Gebieten und rohstoff-
reichen Gebieten bereits auf der Ebene der Raumplanung
zu erkennen und zu umgehen (ebd., S. 47 bis 54). Darüber
hinaus ist das Konfliktlösungsprogramm für widerstrei-
tende wirtschaftliche und naturschutzfachliche Interessen
in Artikel 6 Absatz 3 und 4 der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) bereits vorhan-
den. Die Gerichte, insbesondere der EuGH und das
BVerwG bemühen sich, anhand der FFH-Richtlinie und
der Vogelschutzrichtlinie 2009/147/EG um die Entwicklung

n o c h  Tabelle 2-2

SRU/UG 2012/Tab. 2-2

Ziel Handlungsansätze Instrumente Anwendungsbeispiele

Entkopplung 
Umweltauswir-
kung und Roh-
stoffnutzung 
(Verringerung 
der negativen 
Umweltauswir-
kung je genutz-
ter Tonne Roh-
stoffe) 

Primärrohstoffsubsti-
tution

Innovations- und Forschungs-
förderung, Technologietrans-
fer, Beratung

Solarzellen

nationaler Naturschutz Abbaustandards heimische Baustoffe

Naturschutzrecht (Eingriffs- 
und Ausgleichsregelung, 
Biotop-/Artenschutz)

heimische Baustoffe

Rekultivierungs-/
Renaturierungsverpflichtungen

Tagebau, Kiesgruben

Öko-Sonderabgabe auf ökolo-
gisch schädliche Rohstoffe

Internationale Zusam-
menarbeit

Rohstoffpartnerschaften umweltverträgliche Rohstoffgewinnung in 
Partnerländern

Zertifizierung Massenmetalle, seltene Erden

Internationales Rohstoffrah-
menabkommen

Technologietransfer Recyclingtechnik

Entwicklungszusammenarbeit Rekultivierung/Renaturierung

Klimaschutzpolitik Emissionshandel energiesparende Zementherstellung
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strikter Prüfungs- und Ausgleichsvorgaben (WEGENER
2010; zu BVerwG, Urteil v. 17. Januar 2007 – 9 A 20.05 –
(Westumfahrung Halle) und der nachfolgenden, weniger
strikten BVerwG-Rechtsprechung). 

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) ist der Auffas-
sung, dass es in vielen Fällen bei ausreichender Kenntnis
der Schutzbedürfnisse der örtlich vorkommenden Arten
der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie und der Betriebs-
erfordernisse des Abbaus zu einer funktionierenden Ko-
operation zwischen dem Rohstoffabbau und dem Ma-
nagement von Natura 2000-Gebieten kommen kann. Dies
gilt allerdings nur, wenn keine Lebensraumtypenflächen
(Anhang I FFH-Richtlinie) abgebaut und dauerhaft zer-
stört werden (BfN 2011).

Allerdings gibt es Rohstoffe, deren Abbau vergleichs-
weise problematisch ist (z. B. Gipsabbau, der den pH-Wert
der umgebenden Böden verändert) oder deren Abbau ei-
nen besonders erheblichen Eingriff darstellt (z. B. Kiesab-
bau in Flussauen) und auf den nach Auffassung des SRU
deshalb verzichtet werden sollte. Bereits bei der Vergabe
von Abbaugenehmigungen sollten zudem Renaturierungs-
maßnahmen bzw. Folgenutzung festgelegt werden. Dabei
sind die jeweiligen naturschutzfachlichen Ziele dieser
Maßnahmen immer von den lokalen Rahmenbedingungen
abhängig (z. B. umgebende Landschaft, potenzielles Vor-
kommen geschützter Arten) und müssen im Einzelfall
überprüft und festgelegt werden.

Der Druck auf Natur und Landschaft wird mit der weite-
ren Verknappung und dem Preisanstieg von Rohstoffen
zunehmen. Entgegen fortdauernder Bestrebungen ver-
schiedener Bundesländer, wie zum Beispiel Hessen, ver-
tritt der SRU die Position, dass Naturschutzanforderun-
gen weder auf nationaler (Land Hessen 2011) noch auf
europäischer Ebene (Bundesrat 2007) aufgeweicht wer-
den sollten, auch nicht zugunsten des Rohstoffabbaus.
Auch wenn in vielen Fällen Kooperationen und Nachnut-
zungen möglich sind, muss ein Abbau von Rohstoffen je-
denfalls dann unterbleiben, wenn er aus naturschutzfach-
lichen oder aus anderen Umweltschutzerwägungen nicht
gerechtfertigt werden kann. 

Die Europäische Kommission interpretiert den Begriff des
„überwiegenden öffentlichen Interesses“ in Artikel 6 Ab-
satz 4 FFH-Richtlinie in ihrem Leitfaden dahingehend,
dass es sich um ein langfristiges Interesse handeln muss.
Kurzfristige wirtschaftliche bzw. andere Interessen, die für
die Gesellschaft nur kurzfristige Vorteile bringen, sieht die
Kommission als nicht hinreichend an, um die in der Richt-
linie geschützten langfristigen Erhaltungsinteressen zu
überwiegen (Europäische Kommission 2011b, S. 81). Was
als mögliches überwiegendes langfristiges, grundlegendes
gesellschaftliches Interesse angesehen wird, kann zudem
staatlicherseits bereits im Vorfeld in politischen Maßnah-
men und Strategien entschieden werden (ebd.). Daher
sollte bundesweit klargestellt werden, dass im Kontext von
Abwägungsentscheidungen bei Eingriffen in Naturschutz-
gebiete der Rohstoffabbau kein überwiegendes öffentli-
ches Interesse darstellt, mit dem ein Eingriff gerechtfertigt
werden kann.

2.4.2 Ökonomische Anreizinstrumente

138. Ökonomische bzw. marktwirtschaftliche Instru-
mente werden in der Umweltpolitik oft vorgeschlagen,
um wirtschaftliche Anreize für ein umweltfreundlicheres
Verhalten zu setzen. Ziel ist eine effiziente Allokation
von Produktionsfaktoren, insbesondere durch die Interna-
lisierung externer Kosten durch Steuern und Abgaben
oder aber auch durch handelbare Zertifikatsysteme wie
zum Beispiel das europäische Emissionshandelssystem.
Im Vergleich zu traditionellen ordnungsrechtlichen An-
sätzen gelten marktwirtschaftliche Instrumente als kos-
teneffizienter (NEWELL und STAVINS 2003; BAUMOL
und OATES 1988). Als standortunabhängige Instrumente
können sie allerdings Standorte mit verstärkter Umwelt-
belastung nicht ausreichend vor lokalen Schäden schüt-
zen. Marktwirtschaftliche Instrumente können einen An-
reiz zu einem marktumfassenden umweltverträglicheren
Verhalten geben, sie erlauben aber lokal weiterhin hohe
Belastungen, solange eine Bereitwilligkeit für monetäre
Ausgleichszahlungen besteht. Deshalb ist in jedem Fall
eine standortbezogene umweltrechtliche Flankierung
ökonomischer Instrumente geboten.

Primärbaustoffsteuer

139. Anders als in Ländern wie Großbritannien, Däne-
mark, Schweden, Italien und den Niederlanden wird in
Deutschland auf Bundesebene bislang keine Steuer auf die
Entnahme abiotischer nicht-energetischer Rohstoffe erho-
ben. Da die heimische Rohstoffgewinnung hauptsächlich
Baustoffe betrifft, wäre in Deutschland – ähnlich wie in
diesen Ländern – die Einführung einer Mengenbesteue-
rung auf die Extraktion von Primärbaustoffen überlegens-
wert. Im Rahmen des Projektes „Materialeffizienz und
Ressourcenschonung“ (MaRess) wurde empfohlen, eine
solche Baustoffsteuer einzuführen. Ziele dieser Steuer
sind die Erhöhung der Ressourceneffizienz, aber auch der
Recycling- und Substitutionsquoten, der Sekundärbau-
stoffanteile im Bausektor sowie die Reduktion spezifi-
scher Umweltbelastungen (BAHN-WALKOWIAK et al.
2010). SÖDERHOLM (2006) argumentiert hingegen, dass
eine solche Steuer nur auf eine Verringerung der Abbau-
menge hinwirkt, aber keinen Anreiz gibt, die Umweltwir-
kungen beim Abbau zu vermindern. Umweltbelastungen
sollten besser durch Instrumente adressiert werden, die di-
rekter am Verursacher der Umweltverschmutzung anset-
zen, wie zum Beispiel eine Steuer auf Schadstoffemissio-
nen. 

Die Bedenken SÖDERHOLMS (2006) sind berechtigt,
allerdings könnte gerade die Vielzahl unterschiedlicher
Umweltbelastungen (vgl. Kap. 2.2) ein Argument für eine
Grobsteuerung auf der ersten Stufe der Wertschöpfungs-
kette sein. Im Gegensatz zu Instrumenten, deren Fokus al-
lein auf der Vermeidung von Emissionen liegt, richten
sich solche Steuern auf die Inputseite der Ökonomie. Ziel
ist es, die Menge des Rohstoffeinsatzes zu verringern und
dadurch die Umweltbelastungen in Folge der Rohstoff-
nutzung zu minimieren. Dadurch könnte zunächst der Ex-
plorationsdruck, insbesondere auf Kiesgruben, gesenkt
werden. Spezifische Umweltbelastungen durch Schad-
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stoff-, aber auch CO2-Emissionen können dann in einem
zweiten Schritt durch weitere Instrumente gezielt verrin-
gert werden, wie dies in Deutschland und Europa zum
Beispiel auch durch den Emissionshandel oder das
BImSchG erfolgt. Eine Primärbaustoffsteuer hätte zudem
den Vorteil, dass sie die Anreize für den Einsatz von Se-
kundärbaustoffen verstärken kann.

Da der Importanteil bei Baustoffen vernachlässigbar ge-
ring ist, besteht keine Gefahr für Wettbewerbsnachteile
der deutschen Industrie. Die Einführung einer solchen
Steuer ist daher grundsätzlich zu befürworten.

Materialinputsteuer

140. Neben der Einführung einer Primärbaustoffsteuer
wird von mehreren Seiten eine Materialinputsteuer vorge-
schlagen (STEWEN 1996; HINTERBERGER 1993;
OMANN und SCHWERD 2003). Während sich die Pri-
märbaustoffsteuer auf einen bestimmten Industriesektor
konzentriert, wäre die Einführung einer Materialinput-
steuer eine deutlich umfassendere Maßnahme, bei der der
gesamte Materialinput als Bemessungsgrundlage für eine
Steuer dient. Dabei sollen alle Materialien, die der Öko-
sphäre entnommen und in wirtschaftliche Aktivitäten ein-
gebracht werden, mit einer Mengensteuer belegt werden.
Der Vorschlag einer Primärrohstoffsteuer (BEHRENS
et al. 2005) fand bisher aber keinen politischen Zuspruch.

Die Materialinputsteuer ist eine Mengensteuer, wobei
aber auch denkbar ist, den Steuersatz für unterschiedliche
Stoffe anhand ihres Gefährdungspotenzials für Mensch
und Umwelt zu differenzieren (BEHRENS et al. 2005).
Um die Wiederverwendung von bereits genutzten Mate-
rialien anzureizen, müssten Sekundärrohstoffe von der
Steuer befreit werden.

Die ökologische Treffsicherheit einer Materialinputsteuer
ist fraglich. Wahrscheinlich würde sie zu einem verlang-
samten Abbauanstieg führen, durch ihre alleinige Wir-
kung auf die Fördermenge bietet sie aber keinen direkten
Schutz für sensible Ökosysteme. Eine Einführung schei-
tert aber vor allem an Ausgestaltungsproblemen. Nur eine
international harmonisierte Materialbesteuerung, die im
besten Falle weltweit am Beginn der Wertschöpfungs-
kette ansetzt, würde nicht zu internationalen Wettbe-
werbsverzerrungen führen. Ein deutscher oder europäi-
scher Alleingang würde einen Grenzausgleich in Form
einer Importabgabe erforderlich machen, um Anreize zur
Verlagerung der ersten Wertschöpfungsstufen ins Aus-
land zu vermeiden (BEHRENS et al. 2005). Dazu müsste
auch der Materialeinsatz von Halb- und Fertigwaren er-
mittelt werden. Selbst Mindestabschätzungen oder die Er-
mittlung von Durchschnittswerten scheinen bei der Viel-
zahl heutiger Produkte nicht praktikabel zu sein. Zudem
müssten neben Pauschalisierungen auch glaubhafte Le-
benszyklusanalysen und Zertifizierungssysteme entwi-
ckelt werden, um überdurchschnittlich gute Umweltstan-
dards bei Abbau und Verarbeitung honorieren zu können.
In diesem Sinne sind die Konzepte für eine umfassende
Materialinputsteuer derzeit nicht umsetzbar. Für einzelne

Stoffe wie ausgewählte Metalle könnte das Konzept sinn-
voll sein, muss aber weiter geprüft werden.

Emissionshandel

141. Um den Beitrag der rohstoffintensiven Güterpro-
duktion zum anthropogenen Treibhauseffekt zu reduzie-
ren, können bestehende Klimaschutzinstrumente, insbe-
sondere der europäische Emissionshandel, dienen. Viele
für die Rohstoffwirtschaft relevante Unternehmen, wie
die der Eisen-, Stahl- und Zementindustrie, sind am Emis-
sionshandel beteiligt. Der Emissionshandel hat eine di-
rekte Wirkung auf diese Unternehmen. Durch die Emis-
sionsobergrenze wird die Höhe der THG-Emissionen für
die am Handel beteiligten Sektoren beschränkt. 

Der SRU sieht allerdings erheblichen Nachbesserungsbe-
darf, wenn der Emissionshandel bei der verarbeitenden In-
dustrie Effizienzmaßnahmen anreizen soll. In den ersten
beiden Handelsperioden erhielten große Teile der Indus-
trie, darunter insbesondere die rohstoffintensive Schwer-
industrie, eine beständig zu hoch angesetzte Zuteilung von
Emissionszertifikaten (ELSWORTH und WORTHING-
TON 2010; PEARSON und WORTHINGTON 2009;
MORRIS und WORTHINGTON 2010; SRU 2011b;
HERMANN et al. 2010). Neben dem Einbruch der Wirt-
schaft während der weltweiten Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008 und 2009 ist diese Überallokation für ein
Überangebot an Zertifikaten verantwortlich, das den
Emissionshandelspreis konstant deutlich unter dem in der
Folgenabschätzung der Europäischen Kommission antizi-
pierten Preis von 32 Euro (Europäische Kommission
2008a) hält. Die Anreizwirkung des Emissionshandels, in
klimafreundlichere Produktionstechnologien zu investie-
ren, ist dadurch deutlich geschmälert. Die Anspar-Regel,
die Unternehmen erlaubt, ungenutzte Zertifikate in die
dritte Handelsperiode mitzunehmen, verhindert zwar ei-
nen weiteren Preisverfall, gefährdet aber gleichzeitig auch
die Wirkungskraft des Emissionshandels in der 2013 be-
ginnenden dritten Handelsperiode. Die Entscheidung, dass
in der dritten Handelsperiode die kostenfrei zu verteilen-
den Zertifikate nicht mehr nach dem „Grandfathering“-
Prinzip, also der Orientierung an historischen Emissionen
einer Anlage, sondern nach sektoralen Benchmarks ausge-
händigt werden sollen, ist zwar zu begrüßen. Dies wird
aber die Folgen der derzeitigen Überallokation selbst bei
strikten Benchmarks zunächst nicht lösen können. Den
Unternehmen wird durch die Ansammlung von Zertifika-
ten heute die Möglichkeit geboten, Investitionen in den
Klimaschutz weiter aufzuschieben. 

Damit der Emissionshandel einen wirksameren Anreiz
für eine klimafreundlichere Produktion der rohstoffinten-
siven Industrie schaffen kann, sollte die EU zunächst ihr
THG-Emissionsreduktionsziel für das Jahr 2020 von
20 auf 30 % gegenüber den Emissionen von 1990 anhe-
ben. Darüber hinaus ist es entscheidend, dass sich die
Benchmarks der kostenlosen Verteilung von Zertifikaten
zukünftig wirklich an technischen Potenzialen und nicht
an historischen Emissionen orientieren, damit nicht unbe-
rechtigte Einnahmequellen gerade in den Branchen ent-
stehen, in denen bisher wenig getan wurde.
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2.4.3 Instrumente für die Kreislaufführung 
von Rohstoffen

142. Mit der Debatte um Rohstoffsicherheit haben An-
sätze der europäischen und deutschen Abfallpolitik eine
deutliche Aufwertung erfahren. Dies gilt insbesondere für
den klaren Fokus auf die Ressourcenschonung durch die
sogenannte fünfstufige Abfallhierarchie der Abfallrah-
menrichtlinie, die der Vermeidung, Wiederverwendung
und der stofflichen Verwertung den Vorrang vor der ener-
getischen Verwertung und Beseitigung gibt. Eine deutli-
che Wirkung haben die Regelungen für ausgewählte
Stoffströme wie Altautos, Batterien usw. erbracht, da zu-
mindest für die erfassten Mengen verbindliche Mindest-
anforderungen festgelegt wurden (FAßBENDER 2011).
Trotz der Erfolge sind weder Qualität noch Quantität der
Rückführung von Rohstoffen in den Produktionskreislauf
befriedigend. Instrumente müssen dementsprechend zum
einen auf eine höhere Qualität der Sekundärrohstoffe
durch Minimierung von Schad- oder Störstoffen zielen,
zum anderen auf eine Erhöhung der erfassten Mengen,
die Steigerung der gewonnenen Sekundärrohstoffmen-
gen und in Konsequenz auf eine breitere Verwendung der
rückgewonnenen Rohstoffe. Adressaten dieser Instru-
mente sind sowohl die Hersteller als auch die Konsumen-
ten: Die Hersteller sind für das Design, die Aufbereitung
und den Wiedereinsatz verantwortlich, die Konsumenten
dagegen beeinflussen durch ihr Kaufverhalten die Nach-
frage und entscheiden letztlich über die Rückführung in
den Kreislauf.

Herstellerorientierte Instrumente

143. Zentrales Prinzip für die Stärkung der Anreize zu
einem recyclingfreundlichen Produktdesign und zu einer
hochwertigen Verwertung ist die Produzentenverantwor-
tung, die für den gesamten Lebenszyklus von der Pro-
duktplanung und Herstellung, über die Nutzungsphase bis
zur Entsorgung eines Produktes gilt. Die größte Bedeu-
tung für die Lebensdauer, Reparaturfähigkeit und Ver-
wertbarkeit von Produkten hat dabei die Produktplanung.
Es gilt, die Auswahl von Design, Materialien und Verbin-
dungen im Sinne einer rohstoffschonenden Wirtschaft zu
beeinflussen. Die Konkretisierung der Ökodesign-Richt-
linie berücksichtigt bisher fast ausschließlich Energie-
aspekte, eine Ergänzung um Rohstoffaspekte wäre lang-
fristig sinnvoll (THOLEN et al. 2011). Schon unter dem
ausschließlichen Blickwinkel des Energieverbrauchs ist
die Umsetzung dieser Richtlinie jedoch sehr aufwendig
und langwierig und sollte nicht gebremst werden.

Verwertungs- weil qualitätsfördernd wirken Beschrän-
kungen für den Einsatz von Schadstoffen. Ein Beispiel
dafür ist die RoHS-Richtlinie, die den Einsatz ausgewähl-
ter Elemente (wie z. B. Blei, Quecksilber, aber auch eini-
ger organischer Verbindungen) begrenzt oder untersagt.
Fokus dieser Richtlinie ist zwar die menschliche Gesund-
heit, gleichzeitig steigt aber auch die Qualität der zu ver-
wertenden Materialien.

144. Das Instrument, das eigentlich eine deutliche Ver-
besserung der Produktplanung erbringen sollte, ist § 23
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Demnach sind Herstel-

ler grundsätzlich verpflichtet, „Erzeugnisse […] mög-
lichst so zu gestalten, dass bei ihrer Herstellung und ih-
rem Gebrauch das Entstehen von Abfällen vermindert
wird und sichergestellt ist, dass die nach ihrem Gebrauch
entstandenen Abfälle umweltverträglich verwertet oder
beseitigt werden.“ Die mögliche Verpflichtung zur Rück-
nahme nach § 25 sollte das Eigeninteresse der Hersteller
an verwertungsgerechten Konstruktionen fördern.

Für einzelne Produktströme ist die Rücknahmeverpflich-
tung im untergesetzlichen Regelwerk bzw. eigenen Geset-
zen ausgeführt. Wichtige Ströme für die Rohstofffrage
(z. B. Batterien, Altfahrzeuge, Elektro- und Elektronik-
schrott) sind hier bereits geregelt. Mit den bestehenden
Regulierungen werden die darin festgelegten (gewichtsbe-
zogenen) Verwertungsquoten erreicht, indem insbeson-
dere die Hauptbestandteile, die einerseits einen hohen
Massenanteil ausmachen und andererseits am einfachsten
rückgewinnbar sind, aus dem Abfallstrom herausgezogen
werden. Rohstoffe, die nur in geringen Mengen und/oder
schwer zugänglich im Produkt vorliegen, sind aus Sicht
der Verwerter oft von geringem Interesse. Gerade dies sind
aber die Technologiemetalle wie seltene Erden, deren För-
derung starke Umweltauswirkungen hat, für die Knapp-
heiten prognostiziert und eine Verbesserung der Versor-
gungssicherheit gefordert werden. Offensichtlich reichen
die gestiegenen Rohstoffpreise allein jedoch nicht aus, um
eine Rückgewinnung der Technologiemetalle wirtschaft-
lich tragfähig zu machen: Bisher existieren weltweit nur
fünf Unternehmen, die Elektronikschrott in großem Maß-
stab aufbereiten und neben Massenmetallen einzelne
Technologiemetalle zurückgewinnen (ERDMANN et al.
2011). Die größte der Anlagen verarbeitet jährlich etwa
300.000 t (HAGELÜKEN 2010). Verglichen mit dem eu-
ropäischen Aufkommen von knapp 3,6 Mio. t Elektro-
und Elektronikschrott im Jahr 2008 (EuroStat 2012) beste-
hen dementsprechend erhebliche Lücken in der Rückge-
winnung von Rohstoffen.

145. Um einen Ausbau der hochwertigen Techniken zu
unterstützen, können Mindeststandards für alle Stufen der
Entsorgungskette entwickelt und festgelegt werden (Öko-
Institut und Eurometaux 2010). Menge und Qualität der
zur Verfügung stehenden Inputströme sind entscheidend,
da die Ergebnisse der Aufbereitung immer vom
schwächsten Glied in der Aufbereitungskette (Erfassung,
Zerlegung, Rückgewinnung) abhängen. Ein erhebliches
Potenzial an rückführbaren Rohstoffen bleibt ungenutzt,
weil es gar nicht in die nationalen Verwertungswege ge-
langt.

Batterien als eher kurzlebige Produkte erreichten bei-
spielsweise 2010 eine Sammelquote von 44 % (eingesam-
melte Menge bezogen auf die in Verkehr gebrachte
Menge), was die Vorgaben des Batteriegesetzes (BattG)
übererfüllt (GRS Batterien 2011). Gleichzeitig bleiben
aber 56 %, knapp 20.000 t, im Bestand oder werden über
den Hausmüll entsorgt. Auch die in der Entsorgungswirt-
schaft erfassten Mengen an Fahrzeugen und Elektro-
geräten erreichen hohe Verwertungsquoten. Erhebliche
Mengen an Fahrzeugen und Elektrogeräten werden aber
in einen Gebrauchtmarkt überführt und exportiert (UBA
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und BMU 2011; BUCHERT et al. 2007; UBA 2010). Ein
nicht quantifizierbarer Anteil der Gebrauchtwaren ist
nicht mehr gebrauchs- oder reparaturfähig, sodass es sich
bei einem Export um illegale Abfallverbringung handelt.
Die Ursachen liegen in der unklaren Abgrenzung von Alt-
und Gebrauchtgeräten, einem komplexen Verbringungs-
recht und unzureichender Überwachung der Exportwege
(JANZ et al. 2009). Erreichen die Produkte dann ihr Nut-
zungsende an Orten, an denen die Hersteller ihrer Verant-
wortung nicht nachkommen müssen oder können, gehen
als Konsequenz die Rohstoffe dem heimischen Wirt-
schaftssystem verloren. Ebenso schwindet der Anreiz,
verwertungsgerechte Produkte zu planen. Gleichzeitig
kommt es bei unsachgemäßer Aufbereitung zu schweren
Beeinträchtigungen von Gesundheit und Umwelt (WONG
et al. 2007). Abhilfe ist möglich durch klare begriffliche
Abgrenzungen, ausreichend Personal für eine wirksame
Kontrollpraxis und Zusammenarbeit der Behörden, Ver-
rechtlichung der Anforderungen an Gebrauchtwaren (An-
laufstellen-Leitlinien über Verbringungen von Elektro-
und Elektronik-Altgeräten/Anlaufstellen-Leitlinien über
Verbringungen von Altfahrzeugen) und flankierend eine
transparente Dokumentation der Gebrauchtwarenströme
(SANDER und SCHILLING 2011; SRU 2008). Die im
Entwurf der überarbeiteten WEEE-Richtlinie geplanten
Änderungen hinsichtlich Recyclingstandards, die anvi-
sierte Erhöhung der Sammelmengen sowie die Rahmen-
bedingungen für den Export sind daher ausdrücklich zu
begrüßen. Diese Maßnahmen haben allerdings nur Aus-
sicht auf Erfolg, wenn Dokumentation, Überwachung und
eine deutliche Ahndung von Verstößen damit einherge-
hen. 

Die Qualität der Entsorgung lässt sich durch eine Ausdeh-
nung der Kennzeichnungs- und Informationspflichten für
besonders relevante Produkte erhöhen, indem am Gerät
Informationen über gerätespezifische Daten, verwendete
Materialien, Zerlegeanleitungen usw. verfügbar sind
(FÜHR et al. 2008).

146. Auch innerhalb des funktionierenden Rücknahme-
systems für Elektrogeräte in Deutschland besteht Optimie-
rungsbedarf. Derzeit basiert die Kostenübernahme für die
Entsorgung je Hersteller auf der Angabe „in Verkehr ge-
brachte Stückzahl“, die Entsorgungskosten werden also
unabhängig vom Produktdesign auf alle Hersteller verteilt.
In Schweden dagegen werden den Herstellern von recyc-
lingfreundlichen Geräten niedrigere Entsorgungsprämien
in Rechnung gestellt (LEONHARDT 2007), sodass ein
starker Anreiz für Ökodesign von Produkten besteht. Die
Übertragbarkeit dieses Ansatzes auf Deutschland sollte
mit Nachdruck geprüft werden, da positive Wirkungen auf
das Produktdesign zu erwarten sind.

147. Parallel sollte der Aufbau von Entsorgungsstruktu-
ren in Schwellen- und Entwicklungsländern vorangetrie-
ben werden, da dort mittelfristig nicht nur defekte Ge-
brauchtgeräte aus Industrienationen, sondern auch der
Abfall aus einer zunehmenden Ausstattung mit Elektroge-
räten anfallen wird. Erste Projekte, die in Zusammenarbeit
mit internationalen Herstellern, lokalen Unternehmen und
dem informellen Sektor aufgebaut werden, schaffen Ar-

beitsplätze vor Ort (EUWID 2011a). Die Separation in lo-
kal verwertbare Bestandteile und Fraktionen, die ein kom-
plexeres Aufbereitungsverfahren erfordern, kann – bei
Re-Import und Aufbereitung dieser Anteile – zur Vermei-
dung von Rohstoffverlusten und zunehmend zur Versor-
gung mit Technologiemetallen beitragen.

Verbraucherorientierte Instrumente

148. Umweltzeichen bieten dem Verbraucher die Mög-
lichkeit einer bewussten Produktwahl. Geprüft werden
sollte die Wirkung von Umweltzeichen mit anspruchsvol-
len, rohstoffrelevanten Kriterien (Europäische Kom-
mission 2011a). Auch die Wirkung bereits bestehender
Kennzeichen wie Blauer Engel, Nordic Swan oder das
Österreichische Umweltzeichen, die bereits entspre-
chende Kriterien entwickelt haben, sollte überprüft wer-
den (TEUFEL et al. 2009). Die Aktivierung der Verbrau-
cher allein durch Information und Appelle führt zu
vorübergehenden Erfolgen, die nur durch regelmäßige
Wiederholung auf einem Mindestniveau gehalten werden
können, wie die Erfahrungen mit der Abfalltrennung in
Haushalten zeigen. Deutlich höhere Erfolge zeigen öko-
nomische Anreize wie verursacherabhängige Gebühren
oder Pfandregelungen.

149. Eine besondere Herausforderung für die Kreislauf-
führung sind sehr niedrige Sammelraten von Elektrogerä-
ten. Derzeit wird etwa ein Drittel der in Verkehr gebrach-
ten Mengen an Elektrogeräten separat gesammelt und
behandelt (EuroStat 2012). Kritisch sind gerade die Zahlen
für rohstoffrelevante High-Tech-Geräte wie Mobiltelefone
oder Computer. Trotz vielfältiger Wiederverwendungs-
und Recyclingprogramme werden für Mobiltelefone nur
Rücklaufquoten von circa 28 % erzielt, die über Rückgabe
bei Händlern, kommunalen Sammelstellen oder karitati-
ven Sammlungen dem Recycling zugeführt werden (Pres-
semitteilung vom 30. Dezember 2011 (Bitkom): 83 Mil-
lionen Alt-Handys).

Obwohl die kostenfreie Rücknahme von Elektrogeräten
nach Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) das
Recycling etwas erhöhen konnte, werden Potenziale wei-
terhin noch zu wenig ausgeschöpft. Ob die Einführung
der Wertstofftonne das Recycling von Elektrokleingerä-
ten, vor allem von High-Tech-Geräten, erhöhen kann, ist
offen, da sowohl rechtliche (SCHINK und KARPEN-
STEIN 2011) als auch technische Schwierigkeiten beste-
hen. Die gemeinsame Sammlung mit anderen Wertstoffen
verringert die Möglichkeit einer Wiederverwendung und
damit der Lebensdauerverlängerung erheblich, da es zu
Beschädigungen und Verunreinigungen kommt (BEIGL
et al. 2010).

Ein effektives Instrument für eine qualitativ hochwertige
Sammlung könnten Pfandsysteme für Elektrogeräte, vor
allem High-Tech-Geräte, sein. Nach Ansicht des SRU
würde sich zunächst vor allem eine Einführung für Mobil-
telefone und Computer lohnen. In den letzten zehn Jahren
ist die Nutzung dieser beiden Güter rasant angestiegen. In
Deutschland besitzen statistisch gesehen 100 Haushalte
57,8 Laptops und 160,9 Mobiltelefone (Statistisches Bun-
desamt 2011a). Vorbild kann die seit 1998 bestehende
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Pfandpflicht für Autobatterien sein. Das Modell hat sich
als Erfolg erwiesen: Aktuell werden nahezu 100 % Ver-
wertung erreicht (UBA 2011). Ein Pfand auf Mobiltele-
fone oder Computer könnte sehr ähnlich aussehen: Beim
Kauf eines Mobiltelefons wird ein Pfand erhoben, der bei
Rückgabe des Geräts erstattet wird. Verantwortlich für die
Abwicklung des Pfandsystems sind Mobilfunkanbieter,
Computerfachgeschäfte bzw. Elektrogeschäfte. Statt Zah-
lung des Pfandes beim Neukauf kann auch ein altes Mo-
biltelefon abgegeben werden.

Alternativ könnten Verbraucher auch mit positiven Anrei-
zen zu einer längeren Nutzung ihrer Elektrogüter bewegt
werden. Verschiedene Mobilfunkunternehmen bieten ih-
ren Kunden schon heute günstigere Verträge an, wenn sie
auf ein neues Mobiltelefon verzichten und stattdessen nur
die SIM-Karte erwerben. Verschiedene Privatunterneh-
men, die sich hauptsächlich über den Wiederverkauf fi-
nanzieren, bieten über Online-Portale den Ankauf ge-
brauchter Mobiltelefone an. In den USA werden derzeit
erste Rücknahmeautomaten für Mobiltelefone aufgebaut,
an denen der Kunde Wertgutscheine erhält. Vorausset-
zung für hohe Sammelraten sind leicht zugängliche Sam-
melsysteme mit vielen Rücknahmestellen (BEIGL et al.
2010). Daher wäre eine enge Zusammenarbeit mit den
Verkaufsstellen sinnvoll.

Aufgrund der begrenzten Wirkung bestehender Rücknah-
meaktionen erscheint die Einführung eines Pfandsystems
auf Mobiltelefone und Computer als die am besten geeig-
nete Lösung und ist zu befürworten.

2.4.4 Internationale Ansätze

Zertifizierungssysteme

150. Zertifizierungssysteme können helfen, Umwelt-
standards beim weltweiten Rohstoffabbau zu setzen. Die
Zertifizierung bescheinigt dem Rohstoffproduzenten,
dass definierte Anforderungen innerhalb der Wertschöp-
fungskette eingehalten werden. Bislang haben sich Zerti-
fizierungen insbesondere dort erfolgreich etabliert, wo
ökologische und soziale Belastungen bei der Gewinnung
von Rohstoffen in der Öffentlichkeit diskutiert werden
(z. B. Kinderarbeit in Steinbrüchen, Holzproduktion). Da-
bei handelt es sich immer um freiwillige Systeme, die
entweder vom Staat oder von nicht-staatlichen Akteuren
initiiert werden. Wenn die EU oder einzelne Mitgliedstaa-
ten Zertifizierungssysteme entwickeln (z. B. EU-Biosie-
gel), besteht darüber hinaus die Möglichkeit, den Erhalt
von Fördergeldern an die Zertifizierung zu knüpfen (so
z. B. durch die Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2009/28/
EG). Beispiele für erfolgreiche nicht-staatliche Zertifizie-
rungssysteme sind der Forest Stewardship Council (FSC)
für Holz aus nachhaltiger Nutzung (s. Tz. 366) und der
Marine Stewardship Council (MSC) für Fisch aus nach-
haltiger Fischerei. Auch Kodizes, wie sie beispielsweise
für Kaffee existieren (4C Association 2011), können die
Umweltauswirkungen deutlich verringern. 

Im Bereich der Metalle und Mineralien existieren bisher
nur erste Initiativen vor allem für Schmuckrohstoffe wie
Gold und Diamanten. In Kolumbien ist Anfang 2011 das

erste Gold nach Fair-Trade-Standards zertifiziert worden,
die neben sozialen und ökonomischen Kriterien auch die
Einhaltung ökologischer Standards umfassen (Fairtrade
and Fairmined Gold 2011). Projekte wie Fair Stone und
XertifiX haben Umwelt- bzw. Sozialstandards für die Na-
tursteinindustrie entwickelt (Fair Stone 2011; XertifiX
2011). Die meisten Zertifizierungen werden durch unab-
hängige Einrichtungen vorgenommen (third-party certifi-
cation) (WAGNER et al. 2007). Bestehende internatio-
nale Initiativen können Orientierung bei der Festlegung
von Standards bieten:

– Das Intergovernmental Forum on Mining, Minerals
and Metals and Sustainable Development ist eine Ini-
tiative verschiedener Regierungen, vor allem von Ent-
wicklungsländern, die das Ziel verfolgen den Beitrag
des Bergbaus zu einer nachhaltigen Entwicklung zu
stärken.

– Der International Council on Mining and Metals
(ICMM), ein Zusammenschluss von 20 Firmen und 31
nationalen, regionalen und globalen Vereinigungen,
wurde 2001 ins Leben gerufen und hat unter anderem,
gemeinsam mit der International Union for Conserva-
tion of Nature (IUCN), eine Richtlinie zur Guten Pra-
xis im Bergbau für die Erhaltung der Biodiversität he-
rausgegeben (ICMM 2006).

– Die Initiative Extractive Industry Transparency ver-
sucht die Transparenz in den Finanzströmen im Erdöl-,
Erdgas- und Bergbausektor zu erhöhen.

– Die USA haben im Juli 2010 den Dodd-Frank Act ver-
abschiedet, der den an der Wall Street notierten Öl-,
Gas- und Bergbaufirmen vorschreibt, ihre Einkommen
und Steuerzahlungen offen zu legen. Zusätzlich müs-
sen sie nachweisen, dass ihre Produkte nicht aus den
Konfliktregionen in der und um die Demokratische
Republik Kongo stammen. Die Europäische Kommis-
sion hat Ende Oktober 2011 einen Vorschlag für eine
ähnliche EU-Richtlinie gegen Korruption und für
mehr Transparenz vorgelegt (Europäische Kommis-
sion 2011g).

– Die Äquator-Prinzipien sind eine freiwillige Ver-
pflichtung von Kreditinstituten, bei der Finanzierung
von Projekten bestimmte Umwelt- und Sozialstan-
dards einzuhalten. Sie basieren auf den Standards von
Weltbank und International Finance Corporation
(Equator Principles 2012).

– Das Business and Biodiversity Offset Programme
(BBOP) ist ein Zusammenschluss von Firmen, Kredit-
instituten, Regierungen und zivilgesellschaftlichen
Organisationen mit dem Ziel, Kompensationsmaßnah-
men für Auswirkungen von Eingriffen in den Natur-
haushalt zu entwickeln und so einen Nettogewinn zu
schaffen.

– Das Global Mercury Project wurde initiiert von GEF,
UNDP und UNIDO, um die Kontamination von Ge-
wässern mit Quecksilber im Gold-Kleinbergbau zu re-
duzieren. Ein Ziel dabei war die Entwicklung länder-
spezifischer Abbaustandards.
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– Die Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (International Labour Organization – ILO)
formulieren grundlegende Prinzipien und Rechte bei
der Arbeit.

Im Bereich der mineralischen Rohstoffe gibt es bislang
noch keinen allgemein akzeptierten Mechanismus, der
eine Produktdifferenzierung auf der Grundlage der Ein-
haltung von Nachhaltigkeits- und Entwicklungsstandards
in der Produktion gestattet. Erschwert werden die Etablie-
rung eines solchen Systems und seine Kontrolle unter an-
derem durch die Vielfalt der mineralischen Rohstoffe, die
regionalen Besonderheiten der Abbaugebiete, verschie-
dene Abbauverfahren und unterschiedliche Betriebsgrö-
ßen (WAGNER et al. 2007). Bisherige Zertifizierungsan-
sätze umfassen vor allem Edelmetalle, Edelsteine für die
Schmuckindustrie und Natursteine. Ein bekanntes Bei-
spiel ist das Kimberley Process Certification Scheme, das
versucht, die Finanzierung von Bürgerkriegen durch den
Diamantenhandel (Blood Diamonds) zu unterbinden.
Trotz einiger Erfolge hat sich eine Umsetzung in fragilen,
undemokratischen Staaten als schwer erwiesen. Die Ab-
satzmöglichkeiten für Rohstoffe aus illegalem sowie
nicht umwelt- und sozialverträglichem Abbau könnten
durch die Etablierung von Zertifizierungssystemen ver-
ringert werden. 

Die BGR (2011b) unterstützt daher derzeit die Entwick-
lung und Umsetzung eines Zertifizierungssystems für
Kassiterit, Coltan, Wolframit und Gold in der demokrati-
schen Republik Kongo. In einem von BMWi und BMZ
geförderten Pilotvorhaben (2008 bis 2011) in Ruanda
wird modellhaft die Gewinnung der Rohstoffe Coltan,
Zinn und Wolfram zertifiziert, um so Rohstoffmengen
und -wege transparent zu machen (BGR 2011c). Diese
und weitere erste erfolgreiche Initiativen zur Erhöhung
der Transparenz in den Lieferketten von „Konfliktmine-
ralen“ stehen nun vor den Herausforderungen einer sek-
torweiten Umsetzung (SCHÜTTE et al. 2011).

Ein wichtiges Instrument zur Überprüfung der Herkunft
könnte ein chemisch-mineralogischer „Fingerprint“ sein,
wie ihn die BGR exemplarisch für Coltan entwickelt hat
(BGR 2011a). Derzeit ist das Verfahren durch komplexe
Analysemethoden und hohe Kosten allerdings eher für
konkrete Verdachtsfälle als für die breite, routinemäßige
Anwendung geeignet (WAGNER et al. 2007). Durch
technische Weiterentwicklungen könnte sich dies jedoch
zukünftig ändern.

Die BGR nennt als Standards für eine Zertifizierung
(WAGNER et al. 2007):

– Produktstandards (Qualität): Qualität und Leistung,
ethische Kriterien; 

– Herkunftsstandards (Transparenz): Ursprung von
Rohstoffen und Nachvollziehbarkeit von Wertschöp-
fungsketten; 

– Prozessstandards (Umwelt, Gesundheit, Sicherheit):
Vereinheitlichung der Umwelt-, Gesundheits- und Si-
cherheitsbedingungen der Produktion; 

– Standards für Handelsketten (Produzent und Konsu-
ment): fairer und/oder transparenter Handel zwischen
Produzenten und Konsumenten.

Aus Sicht des SRU sind Zertifizierungssysteme ein gut
geeignetes Instrument, um Nachhaltigkeitsstandards und
Transparenz in bislang noch unzureichend regulierten
Sektoren zu erhöhen. Im Bereich der mineralischen Roh-
stoffnutzung wäre vor allem der Kleinbergbau ein wichti-
ges Ziel für Zertifizierungen, da dieser häufig unter nicht
nachhaltigen Bedingungen produziert und Zertifizierun-
gen insbesondere dort zu einer deutlichen Verbesserung
ökologischer und sozialer Bedingungen führen könnten.

Rohstoffpartnerschaften

151. Mit ihrer Rohstoffstrategie aus dem Jahr 2010 ver-
folgt die Bundesregierung auch das Ziel des Aufbaus bi-
lateraler Rohstoffpartnerschaften, die in Form völker-
rechtlicher Verträge geschlossen werden. Diese neue
Form der Zusammenarbeit mit rohstoffreichen Ländern
ist eine Reaktion auf steigende Rohstoffpreise und Ex-
portbeschränkungen und erfordert eine kohärente Wirt-
schafts-, Außen- und Entwicklungspolitik. Während sol-
che Partnerschaften aus deutscher Sicht vor allem der
Rohstoffsicherung deutscher Unternehmen dienen, sollen
unter anderem auch die Einhaltung von Umwelt- und So-
zialstandards unterstützt werden (BMWi 2010). Nur
wenn Umweltbelastungen durch Rohstoffpartnerschaften
reduziert werden können, sind sie aus ökologischer Sicht
zielführend. Das heißt, sie sollten nicht dazu führen, dass
in Drittländern ein Abbau in sensiblen Ökosystemen ge-
fördert wird. Stattdessen sollten Deutschland und Europa
in ihren Verträgen auf die Einhaltung strikter Abbau- und
Sozialstandards bestehen. Deutschland und die EU soll-
ten im Gegenzug den Transfer moderner Technologien
fördern.

Positiv zu bewerten ist in diesem Zusammenhang die Bio-
diversitätsstrategie der EU für das Jahr 2020, die die CBD-
Ziele (CBD – Convention on Biological Diversity) um-
setzt. Sie will „den Beitrag der Handelspolitik zum Schutz
der Biodiversität verbessern und potenzielle negative
Auswirkungen angehen, indem Biodiversitätsbelange sys-
tematisch in Handelsvereinbarungen und Dialoge mit
Drittländern einbezogen, potenzielle Biodiversitätsaus-
wirkungen der Handelsliberalisierung und der Investi-
tionstätigkeit ex ante durch handelsbezogene Nachhaltig-
keitsprüfungen (Trade Sustainability Impact Assessments)
sowie durch Ex-post-Evaluierungen identifiziert und be-
wertet werden und indem angestrebt wird, alle neuen
Handelsvereinbarungen um ein Kapitel über nachhaltige
Entwicklung mit umfassenden handelsbezogenen Um-
weltvorschriften, die auch Biodiversitätsziele umfassen,
zu ergänzen“ (Europäische Kommission 2011e). Weiter-
hin dürfen durch den Rohstoffabbau die strategischen
Ziele der CBD, den Anteil von Schutzgebieten auf dem
Land auf 17 % und auf dem Meer auf 10 % zu erhöhen,
nicht behindert werden (SCBD 2010).

152. Die EU hat eine Vereinbarung mit Chile über den
Zugang zu Rohstoffen unterzeichnet und ist derzeit be-
strebt, ähnliche Übereinkommen mit Argentinien und Bra-
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silien abzuschließen. Die ersten Rohstoffpartnerschaften
der Bundesrepublik wurden mit der Mongolei und Ka-
sachstan unterzeichnet (Bundesregierung und Regierung
der Mongolei 2011; Bundesregierung und Regierung der
Republik Kasachstan 2012). Auch eine Rohstoffpartner-
schaft mit Russland wird von Wirtschaftsvertretern befür-
wortet. Damit solche Abkommen auch aus ökologischer
Sicht Erfolge aufweisen können, müssen sie eine Balance
zwischen Umweltstandards und Rohstoffsicherung her-
stellen. Die beiden Abkommen beinhalten zwar als einen
Schwerpunkt die Umsetzung von Umwelt- und Sozial-
standards bei der Rohstoffgewinnung und -aufbereitung
(Artikel 2 Absatz 3 lit. d). Allerdings werden diese Stan-
dards nicht präzisiert, obwohl beispielsweise in den Ab-
kommen auf die ILO-Kernarbeitsnormen verwiesen wer-
den könnte. Auch die Klauseln über die Beratung beim
umwelt- und sozialverträglichen Abbau von Rohstoffen
und deren Verarbeitung sind in den Rohstoffpartnerschaf-
ten sehr weich formuliert. Im Gegensatz zu dem Abkom-
men mit der Mongolei fehlt im Vertrag mit Kasachstan der
Absatz über die Ausgestaltung der geplanten Beratung.

Die zweite Leitidee im Entwurf des Deutschen Ressour-
ceneffizienzprogramms (BMU 2011a) lautet „Globale
Verantwortung als zentrale Orientierung unserer nationa-
len Ressourcenpolitik sehen“. Dazu wird unter anderem
ausgeführt: „Hierzu wird sich die Bundesregierung in der
Kooperation mit ihren Partnerländern und in europäi-
schen und internationalen Gremien intensiv um die nach-
haltige Ausgestaltung der Extraktionsverfahren und die
stetige Verbesserung der Umweltstandards in Rohstoffab-
bau und -verarbeitung bemühen“ (BMU 2011a). Diesem
Anspruch werden die bisherigen Rohstoffpartnerschaften
offensichtlich nicht gerecht.

Internationales Rohstoffrahmenabkommen

153. Zertifizierung von Importen oder bilaterale Roh-
stoffabkommen können als erste Schritte auf dem Weg zu
internationalen Rohstoffabkommen gewertet werden.
Gleichwohl werden sie alleine keine befriedigenden Lö-
sungen anbieten können, weil sie Spielräume für Aus-
weichreaktionen der Wirtschaftsakteure bieten.

Deshalb sollte die Idee internationaler Rohstoffrahmen-
abkommen aktiv verfolgt werden. Diese haben aber nur
eine Chance, wenn man sie nicht isoliert nur umweltpoli-
tisch formuliert, sondern auch die Erlösziele der Export-
länder beachtet. Auch entwicklungspolitische Ziele, so
vor allem die Verwendung der Erlöse (Rohstoffrenten) für
Armutsbekämpfung, die soziale und physische Infra-
struktur oder die Diversifikation der Volkswirtschaften,
sollten Berücksichtigung finden, insbesondere um Ein-
kommenstransfers von Nord nach Süd überhaupt legiti-
mieren zu können (UNCSD 2011; BLEISCHWITZ und
BRINGEZU 2007; BRINGEZU und BLEISCHWITZ
2009; The Intergovernmental Forum on Mining, Mine-
rals, Metals and Sustainable Development 2010)

In diesem Zusammenhang könnten Ansätze einer „Neuen
Internationalen Wirtschaftsordnung“ weiterentwickelt
und insbesondere umweltpolitisch qualifiziert werden,
wie sie noch in den Nachkriegsjahrzehnten bis zur zwei-

ten Ölpreiskrise von 1981 international kontrovers disku-
tiert wurden (SENGHAAS 1978; DONGES 1977; EL-
SENHANS 1980). Ausgangspunkt der frühen Diskussion
waren ein sich verschlechterndes Realaustauschverhältnis
(Terms of Trade) zwischen Rohstofferlösen und notwen-
digen Importen von Industrieerzeugnissen, sowie die er-
hebliche Preisvolatilität, die Rohstoffmärkten inhärent ist
(THE WORLD BANK 2009). Preiserhöhungen und -sta-
bilisierung setzen notwendigerweise eine Kontrolle der
Angebotsmengen voraus. Eine besonders wirksame, aber
konfliktträchtige Form ist die Angebotsmonopolisierung
über Rohstoffkartelle, die Produktionsquoten für ihre
Mitglieder festlegen und hierdurch die Erlössituation ver-
bessern. Entsprechende Versuche der Kartellbildung im
Rahmen von Rohstoffabkommen zwischen Erzeuger- und
Verbraucherländern für Kupfer (ADAM 1980) und Zinn
(HILLMAN 2010) sind in den 1970er- und 1980er-Jahren
aus politischen und ökonomischen Gründen gescheitert.
Auch die moderateren Lösungen der EU für eine Export-
erlösstabilisierung im Rahmen der Lomé-Verträge laufen
seit dem Jahre 2000 aus (WBGU 2005). Bei entsprechen-
der politischer Unterstützung der Industrieländer ist aber
eine Mengenkontrolle des Angebots nicht prinzipiell als
unmöglich einzustufen (ELSENHANS 1984; 1983). Die
konsequente Durchsetzung strenger Umweltanforderun-
gen wird letztlich auch angebotsbegrenzende und er-
lössteigernde Wirkungen haben und bietet damit den
Hebel für eine umweltpolitisch qualifizierte Weiterent-
wicklung der alten entwicklungspolitischen Idee. 

Dauerhaft tragfähig werden in Zukunft daher nur Export-
restriktionen im Rahmen konsensualer zwischenstaatli-
cher Rohstoffabkommen (z. B. Artikel XX (h) des Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommens – General
Agreement on Tariffs and Trade (GATT)) und einer glaub-
würdigen umweltpolitischen Begründung sein, die sich
auf Artikel XX (g) GATT und die Einhaltung internationa-
ler Umweltabkommen stützen kann (WBGU 2000,
S. 114 f.). Willkürliche, einseitige Exportbeschränkungen
durch Exportländer wären hingegen nicht mit dem Regel-
werk der World Trade Organization (WTO) vereinbar, der
sich viele der rohstoffexportierenden Länder angeschlos-
sen haben (OECD 2010; STÜRMER 2008; WTO 2011).

In den 1980er- und 1990er-Jahren waren die Chancen für
Rohstoffabkommen gering, weil die importierenden In-
dustrieländer ein Interesse an einem liberalen und diskri-
minierungsfreien Weltmarkt hatten und dies dank ihrer
Marktmachtposition auch durchsetzen konnten. Diese Si-
tuation hat sich mit der ökonomischen Verknappung
wichtiger Rohstoffe und der Verschiebung zu einem Ver-
käufermarkt entscheidend verändert (STÜRMER 2008;
THE WORLD BANK 2009). In diesem Zusammenhang
entstehen auch neue Interessenkonstellationen: Export-
länder haben ein Interesse an einer Sicherung des Erlösni-
veaus über den aktuellen Preiszyklus hinaus. Verbrau-
cherregionen, die auf eine ressourceneffiziente Wirtschaft
setzen, wie die EU und Japan (BRINGEZU und
BLEISCHWITZ 2009), werden ebenfalls eine dauerhafte
ökonomische Absicherung ihrer Investitionsanstrengun-
gen zur Importsubstitution sowie strategische Partner-
schaften mit Exportländern anstreben. Auch die Sensibilität
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gegenüber Importen aus Kriegsgebieten hat zugenommen
(Dodd Frank Act). Die Minderung der Umweltfolgen des
Rohstoffabbaus hat zudem bei Erzeugern und Verbrau-
chern einen höheren Stellenwert erhalten (UNCSD 2011).
In dieser Konstellation sind integrierte multilaterale An-
sätze gegenüber einer umwelt- und entwicklungspolitisch
nicht-flankierten Handelsliberalisierung oder gegenüber
privilegierten bilateralen Partnerschaften mit protektio-
nistischen oder gar neokolonialen Tendenzen (STÜRMER
2008, S. 137) vorzugswürdig.

Der in den letzten Jahren vor der WTO ausgetragene
Konflikt um die chinesischen Exportbeschränkungen für
seltene Erden kann sowohl den Strukturwandel vom Käu-
fer- zum Anbietermarkt als auch das Potenzial der neuen
umweltpolitischen Dimension von Rohstoffhandelskon-
flikten illustrieren. Auf der Basis eines Panel-Berichtes
(WTO 2011) hat der Appellate Body der WTO im Januar
2012 endgültig China Exportbeschränkungen untersagt
und selbst umweltpolitisch motivierte Ausnahmeregelun-
gen nach Artikel XX GATT als unvereinbar mit dem Bei-
trittsprotokoll Chinas zur WTO angesehen (WTO 2012).
Zugleich wurde die Glaubwürdigkeit der umwelt- und
ressourcenpolitischen Begründung bezweifelt, weil die
Restriktionen und Auflagen nicht gleichermaßen für die
Rohstoffgewinnung für den heimischen Markt gelten.
China könnte aber theoretisch durchaus seine Monopolsi-
tuation dazu nutzen, indirekt eine signifikante Verteue-
rung und Verknappung seltener Erden durch strenge
Umweltauflagen für die Rohstoffgewinnung oder nicht
diskriminierende Maßnahmen der Ressourcenschonung
durchzusetzen (Ekardt, F.: Ressourcen, Umwelt und Welt-
handelsrecht, Legal Tribune online vom 21. März 2012).

Die Langfristperspektive eines internationalen Roh-
stoffrahmenabkommens sollte daher von der Bundesregie-
rung und der Europäischen Union aktiv verfolgt werden.
Dieses sollte von einem zwischenstaatlichen und wissen-
schaftlichen Ressourcenpanel (International Panel on Sus-
tainable Resource Management IPSRM) fachlich unter-
stützt werden. Das Panel sollte nach dem Vorbild des
Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) aus-
gestaltet werden und damit den Status des existierenden
IRP deutlich aufwerten. Parallel sollte eine Agentur
grundlegende Informationen über Lagerstätten, Abbaube-
dingungen und Umweltfolgen sammeln und aufbereiten
(BRINGEZU und BLEISCHWITZ 2009). Im Rahmen
dieses Rohstoffabkommens können grundlegende um-
weltpolitische Anforderungen vereinbart werden: Geneh-
migungspflicht, Umweltverträglichkeitsprüfung, strenger
Gewässerschutz, Vermeidung von Eingriffen in geschützte
Gebiete und Minimierung von Risiken für die Biodiversi-
tät, Verwendung bester verfügbarer Technologien, Finan-
zierung der Rekultivierung nach Schließung der Minen, si-
chere Abfalldeponierung und strenge Anforderungen an
die Umwelthaftung.

2.5 Fazit und Empfehlungen

154. In der aktuellen Diskussion um die Sicherheit der
Versorgung mit Rohstoffen wird die Umweltdimension

der Rohstoffwirtschaft vernachlässigt. Die Rohstoffpoli-
tik der Bundesregierung setzt weiterhin vor allem auf eine
politische Flankierung der Sicherung des Zugangs zu
Rohstoffen. Zu begrüßen ist, dass der Entwurf des Deut-
schen Ressourceneffizienzprogramms (ProgRess) erst-
mals eine ökologische Dimension der Rohstoffpolitik
aufgreift und sich zu einer Verantwortung für die globalen
Folgen der Rohstoffwirtschaft bekennt. Das Programm
definiert wichtige Handlungsansätze, insbesondere für
eine Steigerung der Ressourceneffizienz, die allerdings
nur ein Teil des Maßnahmenmixes für eine dauerhaft um-
weltgerechtere Rohstoffwirtschaft sein kann. 

Das zweistufige Entkopplungskonzept der UNEP wurde
für abiotische, nicht-energetische Rohstoffe konkretisiert.
Handlungsansätze und Instrumente sollen den Weg zu ei-
ner umweltverträglichen Rohstoffwirtschaft ebnen. Diese
sollte zum einen auf der Entkopplung von Rohstoffver-
brauch und Wohlfahrt, zum anderen auf der Entkopplung
von Rohstoffverbrauch und Umweltauswirkungen auf-
bauen. Beide Ziele sollten parallel verfolgt werden.

Für eine Entkopplung von Rohstoffverbrauch und Wohl-
fahrt sind eine Effizienzsteigerung bei der Produktion und
Güternutzung sowie eine deutlich gesteigerte Kreislauf-
führung von Rohstoffen erforderlich. Ebenso ist aber
auch eine behutsame Infragestellung eines stark konsu-
morientierten Lebensstils zielführend.

Für eine Entkopplung des Rohstoffverbrauchs von den
Umweltwirkungen gilt es, Umweltbelastungen entlang
der gesamten Wertschöpfungskette zu vermeiden. Neben
Abbaumethoden, die mit dem Natur- und Umweltschutz
vereinbar sind, sollten insbesondere die Klimaverträg-
lichkeit von Rohstoffgewinnung und -weiterverarbeitung
sowie eine optimierte Kreislaufführung und eine weltweit
sichere Entsorgung in der Abfallphase Priorität haben.

Voraussetzung für eine realitätsnahe Rohstoffpolitik ist
eine deutlich verbesserte Datenerfassung der Rohstoff-
ströme auf nationaler, europäischer und internationaler
Ebene. Die Berechnung der Rohstoffproduktivität mit-
hilfe von Materialflussindikatoren sollte weiterverfolgt
werden. Neue Berechnungsmethoden in Rohstoffäquiva-
lenten sind zu begrüßen. Außerdem sollte die Bundesre-
gierung zusätzlich ein Pro-Kopf-Rohstoffverbrauchsziel
entwickeln. Einen ökologisch treffsicheren Rohstoffindi-
kator, der die Umweltbelastungen differenziert abbilden
kann, gibt es bisher aber nicht. Hier müssen ebenso wei-
tere Untersuchungen durchgeführt werden, wie im Be-
reich der Stoffströme, wo derzeit noch Kenntnisse fehlen.
Ferner sollte das Statistische Bundesamt mit der Erfas-
sung einer Substitutionsquote beauftragt werden.

Der SRU hat ein breites Spektrum an Instrumenten über
den gesamten Lebenszyklus von Rohstoffen auf ihre Fä-
higkeit hin untersucht, einen Beitrag zu einer umweltver-
träglichen Rohstoffwirtschaft zu leisten. Die folgenden
Ansätze erscheinen dem SRU besonders wirksam, effi-
zient und praktikabel und sollten daher von der Bundesre-
gierung prioritär weiterverfolgt werden.
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Reform des Bergrechts und Vorrang 
des Naturschutzes

155. Grundsätzlich sollte das BBergG neugefasst wer-
den, das gegenwärtig ausschließlich auf die Sicherung der
Rohstoffversorgung durch die Gewinnung von Boden-
schätzen gerichtet ist. Die Rechtsstellung von Natur-
schutzbelangen ist im BBergG bislang nur schwach aus-
geprägt. Wünschenswert wäre es, in dem Gesetz ein
Primat zur Konfliktvermeidung zu etablieren und in Ab-
hängigkeit von der Schwere der bergbaulichen Eingriffe
in die Umwelt eine Genehmigungserteilung an besondere
Bedingungen zum Nachweis eines Bedarfs zu knüpfen. 

Wo naturschutzfachliche Erwägung und Rohstoffabbau
nicht miteinander vereinbar sind, muss der Schutz der
Natur vorrangig sein. Insbesondere im Rahmen von Ab-
wägungsentscheidungen bei Eingriffen in FFH-Schutzge-
bieten sollte die Bundesregierung, wie von der Europäi-
schen Kommission vorgesehen, festlegen, dass der
Rohstoffabbau an sich kein langfristiges überwiegendes
öffentliches Interesse darstellt (vgl. Tz. 137), mit dem ein
Eingriff im Rahmen von Artikel 6 Absatz 4 FFH-Richtli-
nie gerechtfertigt werden kann. Entgegen bestehenden
Bestrebungen, unter anderem einiger Bundesländer, ver-
tritt der SRU zudem die Position, dass Naturschutzanfor-
derungen weder auf nationaler noch auf europäischer
Ebene zugunsten des Rohstoffabbaus aufgeweicht wer-
den sollten.

Einführung ökonomischer Instrumente

156. Prinzipiell können auch Rohstoffsteuern wirksame
Anreize zum effizienten Umgang mit Rohstoffen leisten.
Der SRU empfiehlt daher die Einführung einer Primär-
baustoffsteuer in Deutschland. Eine solche Steuer besteht
schon in anderen EU-Mitgliedstaaten und würde keine
Wettbewerbsnachteile nach sich ziehen, da Primärbau-
stoffe lokal abgebaut werden. Gleichzeitig kann sie den
Druck auf einen weiteren Abbau in Deutschland redu-
zieren und einen Anreiz zur erweiterten Nutzung von
Sekundärrohstoffen in der Bauindustrie geben. Material-
inputsteuern hingegen sind aufgrund von Ausgestaltungs-
schwierigkeiten derzeit nicht praktikabel. 

Bereits bestehende Instrumente, wie der europäische
Emissionshandel, können zudem die Klimaverträglichkeit
der Produktion rohstoffintensiver Güter effektiv verbes-
sern und Anreize zu einer effizienteren Rohstoffnutzung
schaffen. Die Rohstoffveredelung in den Grundstoffindus-
trien ist mit hohem Energieeinsatz und hohen Kohlendi-
oxidemissionen verbunden. Diese unterliegen bisher mit
Blick auf befürchtete Wettbewerbsnachteile weitreichen-
den Sonderregelungen und insbesondere einer zu großzü-
gigen Ausstattung mit Emissionsrechten. Die mit der kos-
tenlosen Vergabe von Emissionsrechten verbundenen
Benchmarks werden ab 2013 zu realen Reduktionen füh-
ren. Stärkere Anreize für eine erhöhte Energie- und Res-
sourceneffizienz können geschaffen werden, wenn die
Emissionsrechte bis 2020 infolge der Verschärfung des
EU-Klimaziels auf 30 % gekürzt werden und sich die

Benchmarks klar an den technischen Vermeidungspoten-
zialen ausrichten. 

Produzentenverantwortung stärken

157. Die Entwicklung der Abfall- zu einer Kreislauf-
wirtschaft erfordert eine ständige Optimierung der er-
kennbaren Schwachstellen, um Quantität und Qualität der
in den Produktionskreislauf zurückgeführten Sekundär-
rohstoffe zu steigern. Von hoher Bedeutung sind die
Ströme an Elektro- und Elektronikschrott, die große Men-
gen an Technologierohstoffen enthalten.

Das Instrument der Herstellerverantwortung, das auf An-
reize für eine umweltgerechte Ausgestaltung des gesam-
ten Produktlebenszyklus zielt, soll durch die Entwicklung
von Mindeststandards für die gesamte Entsorgungskette
von Elektro- und Elektronikschrott, die Erhöhung der zu
erreichenden Verwertungsquoten und einen verpflichten-
den Funktionsnachweis von Gebrauchtgeräten für den
Export konkretisiert werden. Diese Maßnahmen sollen
durch eine Dokumentation, regelmäßige Überwachung
und eine konsequente Ahndung von Verstößen begleitet
werden.

Um eine höhere Rückführungsquote der ruhenden Roh-
stoffvorräte in den Kreislauf zu erreichen, wird die Ein-
führung eines Pfandsystems für ausgewählte rohstoffin-
tensive Produkte wie Mobiltelefone und Computer
vorgeschlagen.

Für einzelne Massen- und Technologierohstoffe, die von
hoher Umweltrelevanz sind, soll eine komplexe Stoff-
stromdokumentation erstellt werden, um Potenziale und
Zugriffsmöglichkeiten abschätzen zu können. Daraus
sind verbindliche Substitutionsquoten (Anteil Sekundär-
rohstoff am Gesamtverbrauch des einzelnen Rohstoffs)
abzuleiten.

Anregung internationaler sozialer
und ökologischer Standards

158. Eine umweltorientierte Rohstoffpolitik kommt auf-
grund globalisierter Wertschöpfungsketten schnell an ihre
Grenzen: Rein nationalen oder europäischen Ansätzen
können die Wirtschaftsakteure ausweichen oder sie sind
deshalb wirkungslos, weil die wesentlichen Umweltef-
fekte außerhalb des territorialen Zugriffs der EU liegen.
Freiwillige Zertifizierungssysteme und bilaterale Abkom-
men – wie Rohstoffpartnerschaften – bieten partielle
Übergangslösungen, um international herrschende Um-
welt- und Sozialstandards anzuheben. Wesentlich ist je-
doch, dass die Bundesregierung und die Europäische
Union auf internationale Abkommen hinarbeiten, in de-
nen hohe Umwelt- und Sozialstandards für die Rohstoff-
gewinnung mit entwicklungs- und sicherheitspolitischen
Zielen verknüpft werden. Die EU sollte ein wesentlicher
Treiber für ein internationales Rohstoffrahmenabkommen
werden, unterstützt von einem wissenschaftlichen Res-
sourcenpanel (IPSRM) und einer grundlegende Informa-
tionen bereitstellenden Agentur.

Fazit und Empfehlungen
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